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BERATUNGSVERLAUF UND BESCHLÜSSE: 

 

1. Bericht über die Einschau in die Gebarung durch den Prüfungsausschuss am 
09.12.2025   

 
Sachverhalt: 
 
Vom Prüfungsausschuss wurde am 09.12.2025 eine angesagte Prüfung der Gemeindegeba-
rung durchgeführt. 
Die Obfrau des Prüfungsausschusses wird um Verlesung des Berichtes gebeten. 
 

 
 
Beschluss: 
 
Der Bericht des Prüfungsausschusses vom 09.12.2025 wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen.  
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2. Beratung und Beschlussfassung über einen Voranschlag für das Finanzjahr 2026  
 
Sachverhalt: 
 
1. Ausblick auf die voraussichtliche Entwicklung im kommenden Finanzjahr 
 
Der Voranschlagsentwurf 2026 wies beim Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit einen 
Fehlbetrag in Höhe von € 80.500,00 aus und wurde daher entsprechend den Richtlinien der 
Gemeindefinanzierung NEU der Aufsichtsbehörde zur Prüfung auf Einhaltung der Härteaus-
gleichsfondskriterien vorgelegt. 
Die Direktion Inneres und Kommunales hat am 15. Dezember 2025 mitgeteilt, dass alle Här-
teausgleichsfondskriterien eingehalten werden und zum Ausgleich der laufenden Geschäfts-
tätigkeit für das Jahr 2026 aus dem Härteausgleichsfonds – Verteilvorgang 1 – Mittel in Höhe 
von € 80.500,00 gewährt werden. Der Voranschlag für das Finanzjahr 2026 kann somit aus-
geglichen veranschlagt werden. 
Die Gemeinde Reichraming wird auf die Einhaltung der Kriterien und auf die Verfassungs-
grundsätze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit hingewiesen. 
 
Auf Grund der Richtlinien der Gemeindefinanzierung Neu Pkt. 2.3.12 ist im Bereich 
Sonstige Investitionen, Sachausgaben Kontenklasse 4, Instandhaltungen, Post- und Te-
lekommunikationsdienste eine hauswirtschaftliche Sperre von 15 % der Inanspruch-
nahme der Voranschlagsbeträge bis 01.10.2026 und lt. Richtlinie gemäß Pkt. 2.3.12 in 
diesem Bereich eine gegenseitige Deckungsfähigkeit, die auch durch Vermerk im Vor-
anschlag gekennzeichnet ist, zu beschließen. 
 
2. Erläuterung zu den wesentlichen Einnahmen und Ausgaben 
 
Die Einnahmen und Ausgaben wurden nach den Erfahrungswerten der Vorjahre, dem erfor-
derlichen Bedarf und den Vorgaben lt. Informationen zur Erstellung veranschlagt. 
 
Änderungen bei zu erwartenden Einnahmen: 
 

 2025 2026 

Ertragsanteile € 1.793.872,00 € 1.857.200,00 

Mittel aus § 25 FAG 2024 € 15.972,00 € 15.800,00 

Mittel aus § 26 FAG 2024 € 91.447,00 €  106.100,00 

Mittel aus § 27 Abs.2 FAG 2024 € 20.921,00 € 109.500,00 

Mittel aus § 28a FAG 2024 € 48.244,00 €  0,00 

 Gesamt €  1.970.456,00 €   2.088.600,00   +€118.144,00 

 

Änderungen bei zu erwartenden Ausgaben: 

 

Landesumlage  € 89.382,46 € 84.700,00 

Krankenanstaltenbeitrag € 588.287,00 € 604.600,00 

Bezirksumlage  € 579.445,03 € 553.000,00 

 Gesamt € 1.257.114,49 € 1.242.300,00     -€14.814,49 

 
3. Veränderung der Schulden und Haftungen im laufenden Jahr 
 
Schuldenstand 01.01.2026 lt. VA € 3.508.400,00 
                         31.12.2026 lt. VA € 3.547.800,00 
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Haftungen   01.01.2026 lt. VA €    145.700,00 
                         31.12.2026 lt. VA €    131.700,00 
 
 
4. Darstellung Voranschlag Finanzjahr 2026 
 
A. Finanzierungshaushalt (inkl. interne Vergütungen) 

+Summe Einzahlungen operative Gebarung (31)  € 4.733.400,00 
-Summe Auszahlungen operative Gebarung (32)           - € 4.553.400,00 
=Saldo (1) Geldfluss aus der operativen Gebarung (31-32)  € 180.000,00 
+Summe Einzahlungen investive Gebarung (33)  € 490.800,00 
-Summe Auszahlungen investive Gebarung (34) - € 1.021.200,00 
=Saldo (2) Geldfluss aus der investiven Gebarung - € 530.400,00 
=Saldo (3) Nettofinanzierungssaldo (Saldo1 + Saldo2) - € 350.400,00 
+Summe Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit (35)  € 0,00 
-Summe Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit (36) - € 220.600,00 
=Saldo (4) Geldfluss aus der Finanzierungstätigkeit (35-36) - € 220.600,00 
=Saldo (5) Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Gebarung 
(Saldo 3 + Saldo 4)  € -571.000,00 
 
 

B. Ergebnishaushalt (inkl. interne Vergütungen) 
+Summe Erträge (21)  € 5.253.500,00 
-Summe Aufwendungen (22) - €  5.358.700,00 
=Saldo (0) Nettoergebnis (21-22)  € -105.200,00 
Saldo Haushaltrücklagen (SA01) - € 311.000,00 
=Nettoergebnis nach Zuweisung/Entnahmen Haushaltsrückl. 
(Saldo 0+/- Saldo 01)  € 205.800,00 
 
 

C. Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit 
Summe der Einzahlungen  € 4.555.800,00 
Summe der Auszahlungen  € 4.551.200,00 
Ergebnis + € 4.600,00 
Rücklagenzuführung  € 4.600,00 
Ergebnis  € 0,00 
 

 
Beim Dienstpostenplan wurden keine Änderungen vorgenommen. 
 
 
Beschluss: 
 
Bei der im Sinne des § 76 Abs. 2 der Oö. Gemeindeordnung 1990 idgF. 2-wöchigen Auflage 
des Voranschlagsentwurfes, worüber die Kundmachung erfolgte, wurden gegen denselben 
keine Einwände eingebracht. 
 
Der Gemeinderat hat den Gemeindevoranschlag in allen Ansätzen und die sonstigen gemäß 
§ 74 Abs. 3 und 4 der Oö. Gemeindeordnung 1990 idgF. erteilten Voranschläge einer Prüfung 
unterzogen. Als Ergebnis dieser Prüfung werden die vom Bürgermeister beantragten Voran-
schlagssätze unverändert aufgenommen. 
 
Auf Grund der Richtlinien der Gemeindefinanzierung Neu Pkt. 2.3.12 wird im Bereich Sonstige 
Investitionen, Sachausgaben Kontenklasse 4, Instandhaltungen, Post- und Telekommunikati-
onsdienste eine hauswirtschaftliche Sperre von 15 % der Inanspruchnahme der Voranschlags-
beträge bis 01.10.2026 und lt. Richtlinie gemäß Pkt. 2.3.12 in diesem Bereich eine gegensei-
tige Deckungsfähigkeit, welche auch durch Vermerk im Voranschlag gekennzeichnet ist, be-
schlossen. 
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Die erstellte Gebührenkalkulation für die Wasserbezugs- und die Abwasserbeseitigungsge-
bühren und der Mittelfristige Finanzplan, welche einen wesentlichen Bestandteil des Voran-
schlages für das Finanzjahr 2026 darstellen, werden genehmigt. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 
 
10 JA-Stimmen   
 
0 Gegenstimmen  
 
8 Stimmenthaltungen   
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3. Änderung des Mittelfristigen Finanzplanes (MEFP) für die Jahre 2026 – 2030 sowie 
der Prioritätenreihung  

 
Sachverhalt: 
 
 
Die Gemeinden sind verpflichtet, einen mittelfristigen Finanzplan für einen Zeitraum von fünf 
Finanzjahren zu erstellen und dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen. 
Der mittelfristige Finanzplan besteht aus dem mittelfristigen Einnahmen- und Ausgabenplan 
und dem mittelfristigen Investitionsplan. 
Der mittelfristige Einnahmen- und Ausgabenplan enthält alle voraussichtlichen voranschlags-
wirksamen Einnahmen und Ausgaben, soweit es sich nicht um Einnahmen und Ausgaben für 
Investitionsvorhaben und zweckgebundene Investitionsförderungen für jedes Finanzjahr der 
Planperiode handelt. Er enthält weiter die Einnahmen und Ausgaben für Investitionsvorhaben 
und zweckgebundene Investitionsförderungen für jedes Finanzjahr der Planperiode. 
 
Der vom Gemeinderat beschlossene mittelfristige Finanzplan ist jeweils bei der Erstellung des 
Voranschlages zu berücksichtigen. Er ist alljährlich zugleich mit dem Voranschlagsentwurf für 
das nächste Finanzjahr dem Gemeinderat zur allfälligen Anpassung an geänderte Verhält-
nisse und zur Fortführung für ein weiteres Finanzjahr vorzulegen. 
 
Im Rahmen der „Gemeindefinanzierung neu“ wird dem mittelfristigen Finanzplan noch mehr 
Bedeutung als bisher geschenkt. Bisher durften nur jene Vorhaben aufgenommen werden, die 
mit dem Gemeinderessort definitiv abgestimmt sind bzw. deren Finanzierung zur Gänze gesi-
chert ist. 
Ab sofort hat die Gemeinde sämtliche geplante Projekte – auch jene, deren Finanzierung noch 
nicht mit dem Land OÖ abgestimmt ist – einer Prioritätenreihung zu unterziehen und kann 
diese erst nach zugesicherter Finanzierung bzw. Aufbringung der erforderlichen Eigenmittel 
nach der festgelegten Reihung umsetzen. 
 
Beschluss: 
 
Der mittelfristige Finanzplan der Gemeinde Reichraming für die Jahre 2026 – 2030 wird in der 
vorliegenden Fassung vom Gemeinderat genehmigt und die Prioritätenreihung wird wie folgt 
festgelegt: 
 

1. WVA BA 08 EKW-Siedlung 
2. Erweiterung Sanierung Kindergarten 
3. Photovoltaik 
4. Sanierung Fassade Volksheim 

 

Projekte ohne Finanzierung 
5. Überarbeitung des örtlichen Entwicklungskonzeptes 
6. Umrüstung LED-Schule 
7. Neugestaltung Ortsteil Schallau samt Erlebnisgelände Schallau 
8. Neubau Heizung Schule 
9. Sanierung Rechenbrücke Sulzbach 

10. Sanierung Amtshaus 2. Etappe 
11. Sanierung Schule 
12. Kleingartensiedlung und Camping Niglgraben 
13. Parkleitsystem 
14. Ortsplatz Neugestaltung 
15. Erschließung Wipplinger Gründe 

 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen.  
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4. Festsetzung der Steuerhebesätze der Gemeindesteuern für das Finanzjahr 2026 - 
Erlassung einer Hebesatzverordnung  

 
Sachverhalt: 
 
 
Die Hebesätze der Gemeindesteuern sind gemäß § 76 Abs. 6 der OÖ Gemeindeordnung 1990 
idgF. noch vor Beginn des neuen Finanzjahres 2026 rechtzeitig festzusetzen.  
 
Die Hebesätze der Steuern haben keine Änderung erfahren, da es sich jeweils um die 
Höchstsätze handelt. 
 
Vom Prüfungsausschuss wurden die Kanal-, Wasser-, Müllgebührenordnung sowie die Hun-
deabgabeverordnung überarbeitet und leicht angepasst. Diese Änderungen werden in eige-
nen Tagesordnungspunkten behandelt.  
 
Der Gemeindezuschlag zur Freizeitwohnungspauschale gem. § 57 Oö. Tourismusgesetz 
2018 hat ebenfalls keine Änderung erfahren und beträgt 

• für Wohnungen bis zu 50 m² Nutzfläche sowie für Dauercamper 150 % der Freizeit-
wohnungspauschale 

• für Wohnungen über 50 m² Nutzfläche 200 % der Freizeitwohnungspauschale 
 
Gemäß § 76 Abs. 6 Oö. GemO 1990 können vom Gemeinderat die Gebührensätze gleichzeitig 
mit der Beschlussfassung über den Gemeindevoranschlag abgeändert werden. Dies ist aber 
nur dann möglich, wenn tatsächlich nur die Gebührenhöhe geändert wird und nicht auch sons-
tige Passagen der jeweiligen Gebührenordnung.  Aus diesem Grund werden die Kanal-, Was-
ser-, Müllgebührenordnung sowie die Hundeabgabeverordnung extra beschlossen. 
Seit 01.07.2025 sind Verordnungen ausschließlich im Rechtsinformationssystem des Bundes 
kundzumachen. Aus diesem Grund soll erstmalig eine Hebesatzverordnung beschlossen wer-
den. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeindezuschlag zur Freizeitwohnungspauschale gem. § 57 Oö. Tourismusgesetz 
2018 bleibt unverändert bei 
 

• für Wohnungen bis zu 50 m² Nutzfläche sowie für Dauercamper 150 % der Freizeit-
wohnungspauschale 

• für Wohnungen über 50 m² Nutzfläche 200 % der Freizeitwohnungspauschale 
 
 
Die Hebesatzverordnung wird erstmalig wie folgt beschlossen. 
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VERORDNUNGSBLATT 
DER GEMEINDE REICHRAMING  

Jahrgang 2025 Ausgegeben am 16. Dezember 2025 www.ris.bka.gv.at 

Nr. 5 Verordnung: Hebesatzverordnung 2026 

 
 

Verordnung 

des Gemeinderats der Gemeinde Reichraming betreffend die Gemeindeabgaben 2026  

(Hebesatzverordnung 2026) 

Auf Grund des Beschlusses des Gemeinderats der Gemeinde Reichraming vom 15. Dezember 2025 in Verbindung 

mit § 76 Abs. 6 Oö. Gemeindeordnung 1990 (Oö. GemO 1990), LGBl. Nr. 91/1990, in der Fassung des Landes-

gesetzes LGBl. Nr. 64/2025, wird auf Grund der Ermächtigungen des Finanzausgleichsgesetzes 2024 (FAG 2024), 

BGBl. I Nr. 168/2023, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 128/2024, sowie der angeführten sonstigen 

Gesetze und Verordnungen, jeweils in der geltenden Fassung, die Ausschreibung und Einhebung der Gemeinde-

abgaben sowie die Festsetzung von gesetzlichen Steuerhebesätzen und von Gebühren für die Benützung von Ge-

meindeeinrichtungen verordnet: 

 

§ 1 

Grundsteuer A und B 

Die Grundsteuer für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) beträgt 500 v.H. des Steuermessbe-

trages. Die Grundsteuer für alle anderen Grundstücke (Grundsteuer B) beträgt 500 v.H. des Steuermessbetrages. 

 

§ 2 

Lustbarkeitsabgabe 

Es gelten die Bestimmungen gem. der Verordnung vom 17. März 2016 idgF. 

 

§ 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. 

 

 

 

Der Bürgermeister 

ÖkR Michael Schwarzlmüller 

 

 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen.  
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5. Kassenkredit (Hauptkonto) 2026  
 
Sachverhalt: 
 
 
Gemäß § 83 Abs. 1 OÖ Gemeindeordnung 1990 können die Gemeinden zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben des ordentlichen Gemeindevoranschlages Kassenkredite bis zu einer 
Höhe von ¼ der Einnahmen des ordentlichen Gemeindevoranschlages aufnehmen. 
Zur Sicherung der Liquidität ist gemäß der Oö. Kassenkredit-Anhebungsverordnung 2020 die 
Inanspruchnahme des Kassenkredites von bis zu einem Drittel (33,3 %) der Einzahlungen der 
laufenden Geschäftstätigkeit für die Haushaltsjahre 2020 bis 2027 möglich. 
Für das Jahr 2026 wird der Kassenkredit mit € 700.000,-- festgesetzt. 
 
Zur Angebotslegung wurden fünf Geldinstitute eingeladen. Drei Institute haben ein Angebot 
gelegt. Die Angebote brachten folgendes Ergebnis. 
 
Zur Ermittlung des Bestbieters wurden neben den Sollzinsen auch die Bankspesen nach den 
durchschnittlichen Jahresleistungen sowie die Habenzinsen herangezogen. 
 
Unter Berücksichtigung aller Kriterien ist somit die Allgemeine Sparkasse Oberösterreich der 
Bestbieter. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Kassenkredit für das Finanzjahr 2026 wird mit € 700.000,-- festgelegt.  
 
Auf Basis der vorliegenden Ermittlung der Kosten für den Kassenkredit und die Kontogebühren 
wird das Hauptkonto und der Kassenkredit an die Allgemeine Sparkasse Oberösterreich mit 
einem Zinssatz von 0,22 % Aufschlag auf den 3-Monats-Euribor vergeben. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen.  
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6. Hundeabgabenordnung - Neuerlassung  
 
Sachverhalt: 
 
 
In der Sitzung vom 09.12.2025 wurde vom Prüfungsausschuss die Gebührenordnungen über-
prüft und überarbeitet. Die Hundeabgabe für das Jahr 2026 soll wie folgt festgelegt werden. 
 
Für Wachhunde und Hunde, die zur Ausübung eines  
Berufes oder Erwerbes notwendig sind, je Hund € 30,00 
 
Für jeden sonstigen Hund, je Hund € 55,00 
 
 
Seit 01.07.2025 sind Verordnungen ausschließlich im Rechtsinformationssystem des Bundes 
kundzumachen.  
Damit die gesamte Verordnung für die Gemeindebürger allgemein zugänglich ist, wird vom 
Land Oö. empfohlen, bei Änderungen die gesamte Verordnung neu zu erlassen und im 
Rechtsinformationssystem kundzumachen. 
 
Aus diesem Grund soll die Hundeabgabenordnung neu erlassen werden. 
 
Der Entwurf der Hundeabgabenordnung wurde allen Fraktionen übermittelt. 
 
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wird einstimmig verzichtet. 
 
 
Beschluss:  
 
Die Hundeabgabenordnung wird wie folgt beschlossen. 
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VERORDNUNGSBLATT 
DER GEMEINDE REICHRAMING  

Jahrgang 2025 Ausgegeben am 16. Dezember 2025 www.ris.bka.gv.at 

Nr. 6 Verordnung: Verordnung des Gemeinderats der Gemeinde Reichraming mit der eine 

Hundeabgabenordnung erlassen wird (Hundeabgabenordnung 2026) 

 
 

Verordnung 

des Gemeinderats der Gemeinde Reichraming vom 15.12.2025, mit der eine Hundeabgabenordnung erlas-

sen wird (Hundeabgabenordnung 2026). 

Auf Grund des § 17 Abs. 3 Z 2 Finanzausgleichsgesetz 2024, BGBl. I Nr. 168/2023 idgF und der §§ 15 ff des Oö. 

Hundehaltegesetz 2024, LGBl. Nr. 84/2024 idgF, wird verordnet: 

 

§ 1 

Gegenstand der Abgabe 

Für das Halten von Hunden einschließlich von Wachhunden und Hunden, die zur Ausübung eines Berufes oder 

Erwerbs notwendig sind, wird eine Hundeabgabe eingehoben. 

 

§ 2 

Höhe der Abgabe 

Die Hundeabgabe wird für das Haushaltsjahr (Kalenderjahr) erhoben und beträgt 

 

a) für Wachhunde und Hunde, die zur Ausübung 

eines Berufes oder Erwerbes notwendig sind, je Hund €     30,00 

b) für jeden sonstigen Hund, je Hund    €     55,00 

 

§ 3 

Abgabepflichtiger 

Abgabepflichtiger ist der Hundehalter oder die Hundehalterin. 

 

§ 4 

Entrichtung der Abgabe 

a) Die Hundeabgabe ist erstmals binnen zwei Wochen nach der Meldung gemäß § 2 Abs. 1 des Oö. Hundehalte-

gesetzes 2024 und in der Folge jährlich bis zum 31. März zu entrichten. 

b) Die Hundeabgabe ist für jeden Hund im vollen Jahresbetrag zu entrichten. Dies gilt auch dann, wenn die Hal-

tereigenschaft nicht das ganze Haushaltsjahr besteht. 

 

§ 5 

Schlussbestimmungen 

(1) Im Übrigen sind bei der Einhebung der Hundeabgabe die Bestimmungen des Oö. Hundehaltegesetzes 2024 

anzuwenden. 

 

(2) Für das Verfahren sind die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961 idgF anzuwen-

den. 
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§ 6 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. 

 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Hundeabgabeverordnung vom 21.06.2018 außer Kraft. 

 

 

 

Der Bürgermeister 

ÖkR Michael Schwarzlmüller 

 

 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 
 
17 JA-Stimmen   
 
1 Gegenstimmen  
 
0 Stimmenthaltungen   
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7. Kanalgebührenordnung – Neuerlassung  
 
Sachverhalt: 
 
 
der Sitzung vom 09.12.2025 wurden vom Prüfungsausschuss die Gebührenordnungen über-
prüft und überarbeitet. Die Kanalgebührenordnung wurde etwas angepasst und die Gebühren 
müssen aufgrund des Ergebnisses der Gebührenkalkulation erhöht werden.  
Vom Land Oö. wurde auch die Mindestanschlussgebühr erhöht. Die Gebühren werden wie 
folgt festgesetzt. 
 
Kanalanschlussgebühr € 32,63 pro m² der Bemessungsgrundlage 
Mindestens aber € 4.895,00 
Kanalbenützungsgebühr € 4,65 pro m³ 
 
In den Gebühren ist die Mehrwertsteuer nicht enthalten. 
 
Inhaltlich wurde § 4 der Abs. 6 neu hinzugefügt.  
 
Seit 01.07.2025 sind Verordnungen ausschließlich im Rechtsinformationssystem des Bundes 
kundzumachen.  
Damit die gesamte Verordnung für die Gemeindebürger allgemein zugänglich ist, wird emp-
fohlen, bei Änderungen die gesamte Verordnung neu zu erlassen und im Rechtsinformations-
system kundzumachen. 
 
Der Entwurf der Kanalgebührenordnung wurde allen Fraktionen übermittelt. 
 
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wird einstimmig verzichtet. 
 
 
Beschluss:  
 
Die Kanalgebührenordnung wird wie folgt beschlossen. 
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VERORDNUNGSBLATT 
DER GEMEINDE REICHRAMING  

Jahrgang 2025 Ausgegeben am 16. Dezember 2025 www.ris.bka.gv.at 

Nr. 7 Verordnung: Verordnung des Gemeinderats der Gemeinde Reichraming mit der eine 

Kanalgebührenordnung erlassen wird (Kanalgebührenordnung 2026) 

 
 

Verordnung 

des Gemeinderats der Gemeinde Reichraming vom 15.12.2025, mit der eine neue Kanalgebührenordnung 

für die gemeindeeigenen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen in der Gemeinde Reichraming erlas-

sen wird (Kanalgebührenordnung 2026).. 

Auf Grund des Oö. Interessentenbeiträge-Gesetzes 1958, LGBl.Nr. 28 idgF und des § 17 Abs. 3 Z. 4 des Finanz-

ausgleichsgesetzes 2024, BGBl. I, Nr. 168/2023 idgF, wird verordnet: 

 

§ 1 

Anschlussgebühr 

Für den Anschluss von Grundstücken und Bauwerken an die gemeindeeigene, öffentliche Kanalisationsanlage (im 

folgenden Kanalisationsanlage) der Gemeinde Reichraming wird eine Kanalanschlussgebühr eingehoben. Es ist 

dabei unerheblich, ob der Anschluss unmittelbar oder mittelbar hergestellt wird oder ist. 

Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des an die Kanalisationsanlage angeschlossenen Grund-stückes, im Fall des 

Bestehens von Baurechten der Bauberechtigte. Sind mehrere Miteigentümer an einem angeschlossenen Grund-

stück gegeben, so trifft die Verpflichtung zur Errichtung der vorgeschriebenen Gebühren jeden zur ungeteilter 

Hand. 

 

§ 2 

Ausmaß der Anschlussgebühr 

(1) Die Kanalanschlussgebühr beträgt für bebaute Grundstücke € 32,63 je Quadratmeter der Bemessungsgrundlage 

nach Abs. 4 mindestens aber € 4.895,00 (= Mindestanschlussgebühr). 

 Die Mindestanschlussgebühr entspricht einer Fläche bis 150 Quadratmeter der Bemessungsgrundlage. 

 

(2) Für angeschlossene, unbebaute Grundstücke ist die Mindestanschlussgebühr gemäß Abs. 1 zu entrichten. 

 

(3) Die Bemessungsgrundlage für bebaute Grundstücke bildet die Fläche der an die Kanalisationsanlage unmittel-

bar oder mittelbar angeschlossenen Bauwerke, bei eingeschossigen Bau-werken die bebaute Grundfläche und 

bei mehrgeschossigen Bauwerken die Summe der einzelnen Geschossflächen. Bei der Berechnung ist auf die 

volle Quadratmeterzahl abzurunden. 

 

a) Dachgeschosse und Dachräume werden nur in jenem Ausmaß der Nutzfläche berücksichtigt, als sie zu 

Wohn- Geschäfts- oder Betriebszwecken ausgebaut sind. 

 

b) Kellergeschosse werden in jenem Ausmaß der Nutzfläche berücksichtigt, als sie zu Wohn-, Geschäfts- oder 

Betriebszwecken sowie zu Garagen ausgebaut sind, ebenso wie z.B. Waschküchen, Wirtschaftsräume, 

Sauna, Kellerbars, Werkstätten, Hobbyräume, etc. 

 

c) Fest verankerte Wintergärten zählen zur Bemessungsgrundlage. 

 

d) Bei Geschossen (unabhängig der Bezeichnung im Einreichplan) die nur teilweise unter der Erde liegen, 

wird die bebaute Grundfläche, des nicht im Erdreich eingeschlossenen Gebäudeteiles als Bemessungs-

grundlage herangezogen. Die verbleibenden Flächen werden nur in jenem Ausmaß der Nutzfläche berück-

sichtigt, als sie zu Wohn-, Geschäfts- oder Betriebszwecken gem. Satz a) und b) ausgebaut sind. 

 

e) Schwimmteiche, Schwimm- und sonstige Wasserbecken sind nur dann in die Berechnungsgrundlage auf-

zunehmen, wenn die Wassertiefe gleich oder mehr als 1,50 Meter oder die Wasseroberfläche mehr als 20 

m² beträgt. 
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f) Bei land- und forstwirtschaftlichen Gebäuden werden die bebauten Flächen der einzelnen Geschosse, wel-

che für Wohnzwecke dienen, in die Bemessungsgrundlage einbezogen. Für die sonstigen, rein für land- und 

forstwirtschaftlichen Zwecken dienenden Gebäude(-teile) wie z.B. Einstellräume für landwirtschaftliche 

Kraftfahrzeuge und Maschinen, Werk-stätten, usw., jedoch nur soweit für diese Gebäude(-teile) keine sons-

tigen Abwässer anfallen, wird von der Bemessungsgrundlage ein Abschlag von 80 % gewährt. Nicht zur 

Bemessungsgrundlage zählen bei land- und forstwirtschaftlichen Gebäuden brachliegende Gebäudeteile 

sowie Heulager. 

 

g) Bei Objekten wird die m²-Zahl der berechneten Bemessungsgrundlage um 20 % reduziert, sofern die 

Wände dieser Objekte unverhältnismäßig stark sind (über 60 cm Wandstärke). 

 

h) Zur Bemessungsgrundlage zählen auch angebaute Garagen und Kellergaragen. 

 

i) Nicht zur Bemessungsgrundlage zählen: Flugdächer, Vordächer, Terrassen, Balkone, Balkonverglasungen, 

Verglasungen von Loggien, Lichtschächte, Außenstiegen, Außenrampen, Gesimse, Windfänge, Heizräume, 

Technikräume, Brennstofflagerräume, Schutzräume und überdachte Abstell- und Lagerplätze. 

 

(4) In allen Fällen, in denen für ein Grundstück mehr als eine Einmündungsstelle in das Kanal-netz geschaffen 

wird, ist für jede weitere Einmündungsstelle in das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz die Mindestan-

schlussgebühr gemäß Abs. 1 zu entrichten. 

 

(5) Für folgende gewerbliche und betriebswirtschaftliche Nutzflächen werden dementsprechende Abschläge bei 

der Kanalanschlussgebühr gewährt, und zwar: 

 

a) Ein Abschlag von 50% der Bemessungsgrundlage für alle zur Ausübung betrieblicher (gewerblicher) Tä-

tigkeiten dienenden Gebäude(-teile) wie z.B. Elektro-, Metall-, Holz- und sonstige Erzeugungs- und Be- 

und Verarbeitungsbetriebe, Fertigungshallen, Lagerhallen, Garagen, Geschäfte, Banken, Arztpraxen, u.Ä., 

in denen keine sonstigen Abwässer außer der Abwässer der sanitären Anlagen anfallen. 

 

b) b) Ein Abschlag von 50% der Bemessungsgrundlage für Gastgewerbe und sonstige Veranstaltungsobjekte, 

wie z.B. Fremdenzimmer, Saal, Stüberl, Seiten- und Nebenzimmer, Vor-räume. 

 

(6) Die Feststellung der Bemessungsgrundlage erfolgt nach den eingereichten bzw. genehmigten Bauplänen. Bei 

bestehenden Bauwerken, bei denen aufgrund des Baujahres keine genehmigten Baupläne am Gemeindeamt 

aufliegen, müssen dem Gemeindeamt Bestandspläne, die durch einen befugten Planverfasser erstellt wurden, 

vorgelegt werden. 

 

(7) Bei nachträglichen Abänderungen der angeschlossenen Grundstücke ist eine ergänzende Kanalanschlussge-

bühr zu entrichten, die im Sinne der obigen Bestimmungen mit folgender Maßgabe errechnet wird: 

 

a) Wird auf einem unbebauten Grundstück ein Gebäude errichtet, so ist von der ermittelten Kanalanschluss-

gebühr die nach dieser Gebührenordnung für das betreffende unbebaute Grundstück sich ergebende Ka-

nalanschlussgebühr abzusetzen, wenn für den Anschluss des betreffenden unbebauten Grundstückes sei-

nerzeit vom Grundstückseigentümer oder dessen Vorgänger bereits eine Kanalanschlussgebühr entrichtet 

wurde. 

b) Wird auf einem Grundstück anstelle eines abgetragenen Gebäudes ein neues Gebäude errichtet, ist eine 

ergänzende Kanalanschlussgebühr in jenem Ausmaß zu entrichten, als sich gegenüber dem bisherigen Ge-

bäude eine Vergrößerung der Bemessungsgrundlage ergibt. 

c) Bei Änderung eines angeschlossenen Gebäudes durch Auf-, Zu-, Ein- oder Umbauten oder einer Änderung 

der Benützungsart ist die Kanalanschlussgebühr in dem Umfang zu entrichten, als gegenüber dem bishe-

rigen Zustand eine Vergrößerung der Bemessungsgrundlage gegeben ist. 

d) Eine Rückzahlung bereits entrichteter Kanalanschlussgebühren aufgrund einer Neuberechnung nach die-

sem Absatz findet nicht statt. 

 

(8) Die Grundstückseigentümer, die Bauberechtigten und allfällige Miteigentümer sind zur ungeteilten Hand ver-

pflichtet, alle Veränderungen, die eine Neuberechnung der Anschlussgebühren oder Benützungsgebühren nach 

den Vorschriften dieser Gebührenordnung begründen, binnen 1 Monat nach Eintritt dieser Änderung dem Ge-

meindeamt Reichraming schriftlich anzuzeigen. 

 

(9) Die Gemeinde ist berechtigt, an Ort und Stelle Erhebungen für die Feststellung der Bemessungsflächen bzw. 

Bemessungsgrundlagen durchzuführen. 
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§ 3 

Vorauszahlung auf die Anschlussgebühr 

(1) Der zum Anschluss an das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz verpflichtete Gebührenpflichtige hat auf die 

nach dieser Kanalgebührenordnung zu entrichtende Kanalanschlussgebühren eine Vorauszahlung zu leisten. 

Die Vorauszahlung beträgt 80 % jenes Betrages, der unter Zugrundelegung der Verhältnisse im Zeitpunkt der 

Vorschreibung der Vorauszahlung als Kanalanschlussgebühr zu entrichten wäre. 

 

(2) Die Vorauszahlung ist nach Baubeginn des Kanalnetzes bescheidmäßig vorzuschreiben und ist innerhalb eines 

Monates nach Zustellung dieses Bescheides fällig. 

 

(3) Ergibt sich bei der Vorschreibung der Kanalanschlussgebühr, dass die von dem betreffenden Gebührenpflich-

tigen bereits geleistete Vorauszahlung die vorzuschreibende Kanalanschlussgebühr übersteigt, hat die Ge-

meinde den Unterschiedsbetrag innerhalb von zwei Wochen ab der Vorschreibung der Kanalanschlussgebühr 

von Amts wegen zurückzuzahlen. 

 

(4) Ändern sich nach Leistung der Vorauszahlungen die Verhältnisse derart, dass die Pflicht zur Entrichtung der 

Kanalanschlussgebühr voraussichtlich überhaupt nicht entstehen wird, so hat die Gemeinde die Vorauszahlung 

innerhalb von vier Wochen ab der maßgeblichen Änderung, spätestens aber innerhalb von vier Wochen ab 

Fertigstellung des Kanalnetzes, verzinst mit 4 % pro Jahr ab Leistung der Vorauszahlung, von Amts wegen 

zurückzuzahlen. 

 

§ 4 

Kanalbenützungsgebühren 

(1) Der Gebührenpflichtige hat eine jährliche Kanalbenützungsgebühr zu entrichten. Diese beträgt bei der Mes-

sung des Wasserverbrauches mit Wasserzählern sowie bei der Festsetzung der Gebühren mittels Pauschalge-

bühr für die an die gemeindeeigene Kanalisationsanlage angeschlossenen Grundstücke € 4,65/m³ 

Je Anschluss erfolgt eine Mindestverrechnung von 20 m³.  

Wenn der Wasserzähler unrichtig anzeigt oder ausfällt, ist die verbrauchte Wassermenge zu schätzen. Bei der 

Schätzung ist insbesondere auf den Wasserverbrauch des vorangegangenen Kalenderjahres und auf etwaige 

geänderte Verhältnisse im Wasserverbrauch Rücksicht zu nehmen. 

 

(2) Für die Abgeltung der vom tatsächlichen Abwasseranfall unabhängigen Kosten wird eine jährliche Grundge-

bühr in Höhe des 4fachen Kanalbenutzungsgebühr gem. § 4 Abs. 1 je Anschluss festgesetzt. 

 

(3) Soweit aus technischen Gründen kein Wasserzähler eingebaut werden kann oder kein Wasserzähler eingebaut 

ist, ist eine Kanalgebührenpauschale zu entrichten. Diese richtet sich nach Abs. 1 in Verbindung mit § 4 Abs. 

4 bis 6 der aktuell geltenden Wassergebührenordnung der Gemeinde Reichraming. 

 

(4) Für Gebäude, die Wasser aus einer privaten, gemeinschaftlichen oder genossenschaftlichen Wasserversorgung 

in die gemeindeeigene, öffentliche Kanalisationsanlage einleiten, ist die Wassermenge durch einen von der 

Gemeinde beigestellten, geeichten Wasserzähler zu messen und wird nach Abs. 1 verrechnet.  

Die Bestimmungen der aktuell geltenden Wasserleitungsordnung sind auf diese von der Gemeinde zu Verfü-

gung gestellten Zähler anwendbar. Die Kosten für den Einbau des Wasserzählers trägt der Gebührenpflichtige. 

Der Wasserzähler bleibt im Eigentum der Gemeinde Reichraming und wird gegen eine monatliche Gebühr zur 

Verfügung gestellt. Die monatlich zu leistende Gebühr richtet sich nach § 4 Abs. 3 der aktuell geltenden Was-

sergebührenordnung der Gemeinde Reichraming. Dieser registrierte Wasserverbrauch wird zusätzlich zur Ka-

nalbenützungsgebühr verrechnet. 

 

(5) Erfolgt der Bezug des Wassers nicht oder nicht ausschließlich aus der gemeindeeigenen Wasserversorgungs-

anlage oder ist eine Regenwassernutzungsanlage im Gebäude eingebaut, ist die Wassermenge durch einen 

Zweitzähler zu messen. Die anhand dieser registrierten Menge berechnete Kanalgebühr wird zusätzlich zur 

Kanalgebühr nach Abs. 1 verrechnet. 

 

(6) Landwirtschaftliche Anwesen, die Wasser aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage der Gemeinde 

Reichraming beziehen und dieses ausschließlich zur Versorgung der im landwirtschaftlichen Betrieb gehalte-

nen Nutztiere (z. B. Rinder, Schafe, Schweine, ..) verwenden, können den hierfür anfallenden Wasserverbrauch 

durch einen gesonderten Wasserzähler (Zweitzähler) erfassen lassen. Der über diesen Zweitzähler gemessene 

Wasserverbrauch (für Stallzwecke) ist bei der Berechnung der Kanalbenützungsgebühr von der insgesamt be-

zogenen Wassermenge in Abzug zu bringen. 

Für die von der Gemeinde Reichraming zur Verfügung gestellten Zweitzähler gelten die Bestimmungen der 

jeweils geltenden Wasserleitungsordnung der Gemeinde Reichraming. Die Kosten für den Einbau des Wasser-

zählers trägt der Gebührenpflichtige. Der Wasserzähler verbleibt im Eigentum der Gemeinde Reichraming und 
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wird gegen Entrichtung einer monatlichen Gebühr überlassen. Die Höhe der monatlichen Gebühr richtet sich 

nach § 4 Abs. 3 der jeweils geltenden Wassergebührenordnung der Gemeinde Reichraming. 

 

(7) Die Gebühr für die Übernahme von Senkgrubeninhalten richtet sich für Anlieferer aus der eigenen Gemeinde 

nach der jeweils rechtsgültigen Kanalbenützungsgebühr per Kubikmeter. 

Für eine externe Anlieferung ist eine gesonderte Vereinbarung zu treffen. 

 

§ 5 

Bereitstellungsgebühr 

(1) Für die Bereitstellung des Kanalnetzes wird für angeschlossene aber unbebaute Grundstücke eine jährliche 

Kanalbereitstellungsgebühr erhoben. Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des an das Kanalnetz angeschlos-

senen, jedoch unbebauten Grundstücks.  

 

(2) Die Bereitstellungsgebühr beträgt 33 Cent pro Quadratmeter Grundfläche. 

 

§ 6 

Entstehen des Abgabenanspruches und Fälligkeit 

(1) Die Verpflichtung zur Entrichtung der Kanalanschlussgebühr entsteht mit Ablauf des Monats, in dem die Her-

stellung des Anschlusses des Grundstücks an das Kanalnetz erfolgt. Geleistete Vorauszahlungen nach § 3 sind 

zu jenem Wert anzurechnen, der sich aus der Berücksichtigung der in den Quadratmetersatz eingeflossenen 

Preissteigerungskomponente gegenüber dem zum Zeitpunkt der Vorschreibung der Vorauszahlung kalkulier-

ten Quadratmetersatz ergibt. 

 

(2) Die Verpflichtung zur Entrichtung einer ergänzenden Kanalanschlussgebühr nach § 2 Abs. 8 entsteht mit der 

Erstattung der Fertigstellungsanzeige gemäß §§ 42 oder 43 Oö. Bauordnung 1994 bzw. bzw. mit der Meldung 

der Änderung bei der Behörde, bei Unterlassen der Fertigstellungsanzeige bzw. Meldung mit dem Zeitpunkt 

der erstmaligen Kenntnisnahme der durchgeführten Maßnahmen durch die Behörde. 

 

(3) Die Verpflichtung zur Entrichtung der Bereitstellungsgebühr gemäß § 5 entsteht mit Ablauf des Monats, in 

dem die Herstellung des Anschlusses des Grundstückes an das Kanalnetz erfolgt. 

 

(4) Die Kanalbenützungsgebühr und die Grundgebühr sind vierteljährlich, und zwar jeweils am 15. Februar, 15. 

Mai, 15. August und 15. November eines jeden Jahres im Nachhinein zu entrichten. Die Bereitstellungsgebühr 

ist jährlich, und zwar am 15. Mai eines jeden Jahres zu entrichten. 

 

§ 7 

Umsatzsteuer 

Zu den Gebühren wird die gesetzliche Umsatzsteuer hinzugerechnet. 

 

§ 8 

Jährliche Anpassung 

Die in dieser Verordnung geregelten Gebühren können vom Gemeinderat jährlich im Rahmen des Gemeindevor-

anschlages angepasst werden. 

 

§ 6 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. 

 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Kanalgebührenordnung des Gemeinderates der Gemeinde 

Reichraming vom 28.05.2020 in der Fassung vom 11.12.2024 außer Kraft. 

 

Der Bürgermeister 

ÖkR Michael Schwarzlmüller 

 

 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen.  
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8. Wassergebührenordnung – Neuerlassung  
 
Sachverhalt: 
 
 
In der Sitzung vom 09.12.2025 wurden vom Prüfungsausschuss die Gebührenordnungen 
überprüft und überarbeitet. Die Gebührenkalkulation hat ergeben, dass für das Jahr 2026 
keine Erhöhung der Gebühr notwendig ist.  
Vom Land Oö. wurde die Mindestanschlussgebühr erhöht. Die Gebühren werden wie folgt 
festgesetzt. 
 
Wasseranschlussgebühr € 19,57 pro m² der Bemessungsgrundlage 
Mindestens aber € 2.935,00 
Wasserbenützungsgebühr € 3,57 pro m³ 
 
In den Gebühren ist die Mehrwertsteuer nicht enthalten. 
 
Seit 01.07.2025 sind Verordnungen ausschließlich im Rechtsinformationssystem des Bundes 
kundzumachen.  
Damit die gesamte Verordnung für die Gemeindebürger allgemein zugänglich ist, wird emp-
fohlen, bei Änderungen die gesamte Verordnung neu zu erlassen und im Rechtsinformations-
system kundzumachen. 
 
Der Entwurf der Wassergebührenordnung wurde allen Fraktionen übermittelt. 
 
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wird einstimmig verzichtet.   
 
 
Beschluss:  
 
Die Wassergebührenordnung wird wie folgt beschlossen. 
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VERORDNUNGSBLATT 
DER GEMEINDE REICHRAMING  

Jahrgang 2025 Ausgegeben am 16. Dezember 2025 www.ris.bka.gv.at 

Nr. 8 Verordnung: Verordnung des Gemeinderats der Gemeinde Reichraming mit der eine 

Wassergebührenordnung erlassen wird (Wassergebührenordnung 2026) 

 
 

Verordnung 

des Gemeinderats der Gemeinde Reichraming vom 15.12.2025, mit der eine neue Wassergebührenord-

nung für die Wasserversorgungsanlage in der Gemeinde Reichraming erlassen wird  

(Wassergebührenordnung 2026). 

Auf Grund des Oö. Interessentenbeiträge-Gesetzes 1958, LGBl.Nr. 28 idgF und des § 17 Abs. 3 Z. 4 des Finanz-

ausgleichsgesetzes 2024, BGBl. I, Nr. 168/2023 idgF, wird verordnet: 

 

§ 1 

Anschlussgebühr 

Für den Anschluss von Grundstücken und Bauwerken an die gemeindeeigene, öffentliche Wasserversorgungsan-

lage (im folgenden Wasserversorgungsanlage) der Gemeinde Reichraming wird eine Wasseranschlussgebühr ein-

gehoben. Es ist dabei unerheblich, ob der Anschluss unmittelbar oder mittelbar hergestellt wird oder ist. 

Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des an die Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Grundstückes, im Fall 

des Bestehens von Baurechten der Bauberechtigte. Sind mehrere Miteigentümer an einem angeschlossenen Grund-

stück gegeben, so trifft die Verpflichtung zur Errichtung der vorgeschriebenen Gebühren jeden zur ungeteilter 

Hand. 

§ 2 

Ausmaß der Anschlussgebühr 

(1) Die Wasseranschlussgebühr beträgt für bebaute Grundstücke € 19,57 je Quadratmeter der Bemessungsgrund-

lage nach Abs. 4 mindestens aber € 2.935,00(= Mindestanschlussgebühr). 

Die Mindestanschlussgebühr entspricht einer Fläche bis 150 Quadratmeter der Bemessungsgrundlage. 

 

(2) Für angeschlossene, unbebaute Grundstücke ist die Mindestanschlussgebühr gemäß Abs. 1 zu entrichten. 

 

(3) Die Bemessungsgrundlage für bebaute Grundstücke bildet die Fläche der an die Wasserversorgungsanlage 

unmittelbar oder mittelbar angeschlossenen Bauwerke, bei eingeschossigen Bauwerken die bebaute Grundflä-

che und bei mehrgeschossigen Bauwerken die Summe der einzelnen Geschossflächen. Bei der Berechnung ist 

auf die volle Quadratmeterzahl abzurunden. 

 

a) Dachgeschosse und Dachräume werden nur in jenem Ausmaß der Nutzfläche berücksichtigt, als sie zu 

Wohn- Geschäfts- oder Betriebszwecken ausgebaut sind. 

 

b) Kellergeschosse werden in jenem Ausmaß der Nutzfläche berücksichtigt, als sie zu Wohn-, Geschäfts- oder 

Betriebszwecken sowie zu Garagen ausgebaut sind, ebenso wie z.B. Waschküchen, Wirtschaftsräume, 

Sauna, Kellerbars, Werkstätten, Hobbyräume, etc. 

 

c) Fest verankerte Wintergärten zählen zur Bemessungsgrundlage. 

 

d) Bei Geschossen (unabhängig der Bezeichnung im Einreichplan) die nur teilweise unter der Erde liegen, 

wird die bebaute Grundfläche, des nicht im Erdreich eingeschlossenen Gebäudeteiles als Bemessungs-

grundlage herangezogen. Die verbleibenden Flächen werden nur in jenem Ausmaß der Nutzfläche berück-

sichtigt, als sie zu Wohn-, Geschäfts- oder Betriebszwecken gem. Satz a) und b) ausgebaut sind. 

 

e) Schwimmteiche, Schwimm- und sonstige Wasserbecken sind nur dann in die Berechnungsgrundlage auf-

zunehmen, wenn die Wassertiefe gleich oder mehr als 1,50 Meter oder die Wasseroberfläche mehr als 20 

m² beträgt. 
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f) Bei land- und forstwirtschaftlichen Gebäuden werden die bebauten Flächen der einzelnen Geschosse, wel-

che für Wohnzwecke dienen, in die Bemessungsgrundlage einbezogen. Für die sonstigen, rein für land- und 

forstwirtschaftlichen Zwecken dienenden Gebäude(-teile) wie z.B. Einstellräume für landwirtschaftliche 

Kraftfahrzeuge und Maschinen, Werkstätten, usw., jedoch nur soweit für diese Gebäude(-teile) keine sons-

tigen Abwässer anfallen, wird von der Bemessungsgrundlage ein Abschlag von 80 % gewährt. Nicht zur 

Bemessungsgrundlage zählen bei land- und forstwirtschaftlichen Gebäuden brachliegende Gebäudeteile 

sowie Heulager. 

 

g) Bei Objekten wird die m²-Zahl der berechneten Bemessungsgrundlage um 20 % reduziert, sofern die 

Wände dieser Objekte unverhältnismäßig stark sind (über 60 cm Wandstärke). 

 

h) Zur Bemessungsgrundlage zählen auch angebaute Garagen und Kellergaragen. 

 

i) Nicht zur Bemessungsgrundlage zählen: Flugdächer, Vordächer, Terrassen, Balkone, Balkonverglasungen, 

Verglasungen von Loggien, Lichtschächte, Außenstiegen, Außenrampen, Gesimse, Windfänge, Heizräume, 

Technikräume, Brennstofflagerräume, Schutzräume und überdachte Abstell- und Lagerplätze. 

 

(4) In allen Fällen, in denen für ein Grundstück mehr als eine Anschlussstelle an die Wasserversorgungsanlage 

geschaffen wird, ist für jede weitere Anschlussstelle an die Wasserversorgungsanlage die Mindestanschluss-

gebühr gemäß Abs. 1 zu entrichten. 

 

(5) Für folgende gewerbliche und betriebswirtschaftliche Nutzflächen werden dementsprechende Abschläge bei 

der Wasseranschlussgebühr gewährt, und zwar: 

 

a) Ein Abschlag von 50% der Bemessungsgrundlage für alle zur Ausübung betrieblicher (gewerblicher) Tä-

tigkeiten dienenden Gebäude(-teile) wie z.B. Elektro-, Metall-, Holz- und sonstige Erzeugungs- und Be- 

und Verarbeitungsbetriebe, Fertigungshallen, Lagerhallen, Garagen, Geschäfte, Banken, Arztpraxen, u.Ä., 

in denen keine sonstigen Abwässer außer der Abwässer der sanitären Anlagen anfallen. 

 

b) b) Ein Abschlag von 50% der Bemessungsgrundlage für Gastgewerbe und sonstige Veranstaltungsobjekte, 

wie z.B. Fremdenzimmer, Saal, Stüberl, Seiten- und Nebenzimmer, Vorräume. 

 

(6) Die Feststellung der Bemessungsgrundlage erfolgt nach den eingereichten bzw. genehmigten Bauplänen. Bei 

bestehenden Bauwerken, bei denen aufgrund des Baujahres keine genehmigten Baupläne am Gemeindeamt 

aufliegen, müssen dem Gemeindeamt Bestandspläne, die durch einen befugten Planverfasser erstellt wurden, 

vorgelegt werden. 

 

(7) Bei nachträglichen Abänderungen der angeschlossenen Grundstücke ist eine ergänzende Wasseranschlussge-

bühr zu entrichten, die im Sinne der obigen Bestimmungen mit folgender Maßgabe errechnet wird: 

 

a) Wird auf einem unbebauten Grundstück ein Gebäude errichtet, so ist von der ermittelten Wasseranschluss-

gebühr die nach dieser Gebührenordnung für das betreffende unbebaute Grundstück sich ergebende Was-

seranschlussgebühr abzusetzen, wenn für den Anschluss des betreffenden unbebauten Grundstückes sei-

nerzeit vom Grundstückseigentümer oder dessen Vorgänger bereits eine Wasseranschlussgebühr entrichtet 

wurde. 

b) Wird auf einem Grundstück anstelle eines abgetragenen Gebäudes ein neues Gebäude errichtet, ist eine 

ergänzende Wasseranschlussgebühr in jenem Ausmaß zu entrichten, als sich gegenüber dem bisherigen 

Gebäude eine Vergrößerung der Bemessungsgrundlage ergibt. 

c) Bei Änderung eines angeschlossenen Gebäudes durch Auf-, Zu-, Ein- oder Umbauten oder einer Änderung 

der Benützungsart ist die Wasseranschlussgebühr in dem Umfang zu entrichten, als gegenüber dem bishe-

rigen Zustand eine Vergrößerung der Bemessungsgrundlage gegeben ist. 

d) Eine Rückzahlung bereits entrichteter Wasseranschlussgebühren aufgrund einer Neuberechnung nach die-

sem Absatz findet nicht statt. 

 

(8) Die Grundstückseigentümer, die Bauberechtigten und allfällige Miteigentümer sind zur ungeteilten Hand ver-

pflichtet, alle Veränderungen, die eine Neuberechnung der Anschlussgebühren oder Benützungsgebühren nach 

den Vorschriften dieser Gebührenordnung begründen, binnen 1 Monat nach Eintritt dieser Änderung dem Ge-

meindeamt Reichraming schriftlich anzuzeigen. 

 

(9) Die Gemeinde ist berechtigt, an Ort und Stelle Erhebungen für die Feststellung der Bemessungsflächen bzw. 

Bemessungsgrundlagen durchzuführen. 
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§ 3 

Vorauszahlung auf die Anschlussgebühr 

(1) Der zum Anschluss an das gemeindeeigene, öffentliche Wasserversorgungsanlage verpflichtete Gebühren-

pflichtige hat auf die nach dieser Wassergebührenordnung zu entrichtende Wasseranschlussgebühren eine Vo-

rauszahlung zu leisten. Die Vorauszahlung beträgt 80 % jenes Betrages, der unter Zugrundelegung der Ver-

hältnisse im Zeitpunkt der Vorschreibung der Vorauszahlung als Wasseranschlussgebühr zu entrichten wäre. 

 

(2) Die Vorauszahlung ist nach Baubeginn der Wasserversorgungsanlage bescheidmäßig vorzuschreiben und ist 

innerhalb eines Monates nach Zustellung dieses Bescheides fällig. 

 

(3) Ergibt sich bei der Vorschreibung der Wasseranschlussgebühr, dass die von dem betreffenden Gebührenpflich-

tigen bereits geleistete Vorauszahlung die vorzuschreibende Wasseranschlussgebühr übersteigt, hat die Ge-

meinde den Unterschiedsbetrag innerhalb von zwei Wochen ab der Vorschreibung der Wasseranschlussgebühr 

von Amts wegen zurückzuzahlen. 

 

(4) Ändern sich nach Leistung der Vorauszahlungen die Verhältnisse derart, dass die Pflicht zur Entrichtung der 

Wasseranschlussgebühr voraussichtlich überhaupt nicht entstehen wird, so hat die Gemeinde die Vorauszah-

lung innerhalb von vier Wochen ab der maßgeblichen Änderung, spätestens aber innerhalb von vier Wochen 

ab Fertigstellung der Wasserversorgungsanlage, verzinst mit 4 % pro Jahr ab Leistung der Vorauszahlung, von 

Amts wegen zurückzuzahlen. 

 

§ 4 

Wasserbenützungsgebühren 

(1) Der Gebührenpflichtige hat eine jährliche Wasserbenützungsgebühr zu entrichten. Diese beträgt bei der Mes-

sung des Wasserverbrauches mit Wasserzählern sowie bei der Festsetzung der Gebühren mittels Pauschalge-

bühr für die an die gemeindeeigene Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Grundstücke € 3,57/m³. 

Je Anschluss erfolgt eine Mindestverrechnung von 20 m³.  

Wenn der Wasserzähler unrichtig anzeigt oder ausfällt, ist die verbrauchte Wassermenge zu schätzen. Bei der 

Schätzung des Wasserverbrauches ist insbesondere auf den Wasserverbrauch des vorangegangenen Kalender-

jahres und auf etwaige geänderte Verhältnisse im Wasserverbrauch Rücksicht zu nehmen. 

 

(2) Für die Abgeltung der vom tatsächlichen Wasserverbrauch unabhängigen Kosten wird eine jährliche Grund-

gebühr in Höhe des 4fachen Wasserbenützungsgebühr gem. § 4 Abs. 1 je Anschluss festgesetzt. 

 

(3) Für den von der Gemeinde Reichraming bereitgestellten Wasserzähler ist eine monatliche Zählergebühr von  

 

€ 2,10 für Durchflussmengen von 3 bis 5 m³ oder von 7 bis 10 m³ 

€ 5,25 für Durchflussmengen von 20 bis 30 m³ 

 

zu entrichten. Gebührenpflichtig ist der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke. 

 

(4) Soweit keine Wasserzähler eingebaut sind, ist eine Wassergebührenpauschale zu entrichten. Bei der Pauscha-

lierung ist zu berücksichtigen: 

1. Personenanzahl des Haushaltes 

2. Großvieh 

3. sonstige Tiere 

4. gewerbliche Betriebe (Kleinbetriebe) 

5. gewerbliche Betriebe mit besonderem Wasserbedarf 

6. Gartenanlagen mit Wasseranschluss nach der Größe der Fläche 

7. Gartenanlage ohne direkten Wasseranschluss nach der Größe der Fläche 

8. Schwimmbecken/Pools nach dem Fassungsvermögen und der Anzahl der Füllungen, mindestens aber eine 

Füllung pro Jahr (unabhängig davon ob zusätzlich eine eigene Quelle bzw. Brunnen vorhanden ist). 

 

Die Pauschalierungssätze betragen: 

• Pro Person und Jahr 40  m³ 

• Pro Stück Großvieh und Jahr 18,5  m³ 

• Pro Stück Kleinvieh und Jahr 6  m³ 

• Kleingewerbebetriebe und Jahr 110  m³ 

• Fleischereibetriebe bis 2 Bedienstete pro Jahr 730  m³ 

• Fleischereibetriebe bis 3 Bedienstete pro Jahr 920  m³ 

• Gärten pro 100 m² und Jahr 7  m³ 
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Die Personenanzahl wird vierteljährlich durch einen Abgleich mit dem Melderegister angepasst. 

 

(5) Für Inhaber von Zweit- bzw. Nebenwohnsitzen beträgt die Wasserbenützungsgebühr – soweit keine Wasser-

zähler eingebaut sind - 50 % der derzeit für Hauptwohnsitze errechneten Pauschalgebühr. Bei Messung mit 

Wasserzählern wird die Wasserbenützungsgebühr nach tatsächlichem Verbrauch gem. Abs. 1 verrechnet. 

 

(6) Erfolgt der Wasserbezugs mit einem Transportmittel (Feuerwehr, Tankfahrzeug,….) wird die Gebühr gem. 

Abs. 1 verrechnet.  

Für die Abgeltung der vom tatsächlichen Wasserverbrauch unabhängigen Kosten, wird im Falle des Wasser-

bezugs mittels eines Transportmittels zusätzlich pro m³ eine Gebühr von 10 % der Wasserbenützungsgebühr 

gem. Abs. 1 eingehoben! 

 

§ 5 

Baustellenanschlüsse 

Für Baustellenanschlüsse bei Siedlungsbauten wird eine jährliche Wassergebührenpauschale im Ausmaß von 20 

m³ gem. § 4 Abs. 1 eingehoben. Für Gärten, welche sich auf den Siedlungsgründen befinden, ist jedoch der Was-

serzins nach den Pauschalsätzen zu entrichten. 

§ 6 

Bereitstellungsgebühr 

(1) Für die Bereitstellung der Wasserversorgungsanlage wird für angeschlossene aber unbebaute Grundstücke eine 

jährliche Wasserbereitstellungsgebühr erhoben. Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des an die Wasserver-

sorgungsanlage angeschlossenen, jedoch unbebauten Grundstücks.  

 

(2) Die Bereitstellungsgebühr beträgt 15 Cent pro Quadratmeter Grundfläche. 

 

§ 7 

Entstehen des Abgabenanspruches und Fälligkeit 

(1) Die Verpflichtung zur Entrichtung der Wasseranschlussgebühr entsteht mit Ablauf des Monats, in dem die 

Herstellung des Anschlusses des Grundstücks an das Wasserversorgungsnetz erfolgt. Geleistete Vorauszah-

lungen nach § 3 sind zu jenem Wert anzurechnen, der sich aus der Berücksichtigung der in den Quadratmeter-

satz eingeflossenen Preissteigerungskomponente gegenüber dem zum Zeitpunkt der Vorschreibung der Vo-

rauszahlung kalkulierten Quadratmetersatz ergibt. 

 

(2) Die Verpflichtung zur Entrichtung einer ergänzenden Wasseranschlussgebühr nach § 2 Abs. 8 entsteht mit der 

Erstattung der Fertigstellungsanzeige gemäß §§ 42 oder 43 Oö. Bauordnung 1994 bzw. mit der Meldung der 

Änderung bei der Behörde, bei Unterlassen der Fertigstellungsanzeige bzw. Meldung mit dem Zeitpunkt der 

erstmaligen Kenntnisnahme der durchgeführten Maßnahmen durch die Behörde. Der Grundstückseigentümer 

ist verpflichtet, eine Änderung der Bemessungsgrundlage der Gemeinde Reichraming binnen einem Monat 

schriftlich anzuzeigen. 

 

(3) Die Verpflichtung zur Entrichtung der Bereitstellungsgebühr gemäß § 6 entsteht mit Ablauf des Monats, in 

dem die Herstellung des Anschlusses des Grundstückes an die Wasserversorgungsanlage erfolgt. 

 

(4) Die Wasserbenützungsgebühr, Zählergebühr und Grundgebühr sind vierteljährlich, und zwar jeweils am 15. 

Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November eines jeden Jahres im Nachhinein zu entrichten. Die Bereit-

stellungsgebühr ist jährlich, und zwar am 15. Mai eines jeden Jahres zu entrichten. 

 

§ 8 

Umsatzsteuer 

Zu den Gebühren wird die gesetzliche Umsatzsteuer hinzugerechnet. 

 

§ 9 

Jährliche Anpassung 

Die in dieser Verordnung geregelten Gebühren können vom Gemeinderat jährlich im Rahmen des Gemeindevor-

anschlages angepasst werden. 
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§ 10 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. 

 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Wassergebührenordnung des Gemeinderates der Gemeinde 

Reichraming vom 28.05.2020 in der Fassung vom 11.12.2024 außer Kraft. 

 

 

 

Der Bürgermeister 

ÖkR Michael Schwarzlmüller 

 

 

 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
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9. Abfallgebührenordnung – Neuerlassung  
 
Sachverhalt: 
 
 
In der Sitzung vom 09.12.2025 wurden vom Prüfungsausschuss die Gebührenordnungen 
überprüft und überarbeitet. Die Abfallgebührenordnung wurde etwas angepasst und die Ge-
bühren müssen aufgrund der Erhöhung des Abfallwirtschaftsbeitrages € 3,-- pro Einwohner) 
und der Preissteigerung für Transport und Entsorgung erhöht werden.  
Die Gebühren werden wie folgt festgesetzt. 
 
Grundgebühr für den Haushalt monatlich € 13,42  
Grundgebühr für den Gewerbebetrieb monatlich € 13,42  
Grundgebühr für Ferienwohnungen,  
Wochenendhäuser, Zweitwohnsitze u. dgl. € 13,42 
Entleerungsgebühr monatlich: 
90 Liter € 1,87 
120 Liter € 2,77 
240 Liter € 5,61 
660 Liter € 16,40 
770 Liter € 18,36 
1.100 Liter € 26,57 
Müllsackgebühr pro Stück € 2,10 
 
In den Gebühren ist die Mehrwertsteuer nicht enthalten. 
 
Inhaltlich wurden zwei Verweise angepasst!  
 
Seit 01.07.2025 sind Verordnungen ausschließlich im Rechtsinformationssystem des Bundes 
kundzumachen.  
Damit die gesamte Verordnung für die Gemeindebürger allgemein zugänglich ist, wird emp-
fohlen, bei Änderungen die gesamte Verordnung neu zu erlassen und im Rechtsinformations-
system kundzumachen. 
 
Der Entwurf der Abfallgebührenordnung wurde allen Fraktionen übermittelt. 
 
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wird einstimmig verzichtet. 
 
 
Beschluss:  
 
Die Abfallgebührenordnung wird wie folgt beschlossen. 
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VERORDNUNGSBLATT 
DER GEMEINDE REICHRAMING  

Jahrgang 2025 Ausgegeben am 16. Dezember 2025 www.ris.bka.gv.at 

Nr. 9 Verordnung: Verordnung des Gemeinderats der Gemeinde Reichraming mit der eine 

Abfallgebührenordnung erlassen wird (Abfallgebührenordnung 2026) 

 
 

Verordnung 

des Gemeinderats der Gemeinde Reichraming vom 15.12.2025, mit der eine neue Abfallgebührenordnung 

für die Gemeinde Reichraming erlassen wird (Abfallgebührenordnung 2026). 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z. 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 idgF und des § 18 Oö. Abfallwirtschaftsgesetzes 

2009 (Oö. AWG 2009), LGBl. Nr. 71/2009 idgF, wird verordnet: 

 

§ 1 

Gegenstand der Gebühr 

Für die Sammlung und Behandlung von Siedlungsabfällen ist eine Abfallgebühr zu entrichten. 

 

§ 2 

Höhe der Gebühren 

(1) Für die Sammlung und Behandlung der Hausabfälle ist eine monatliche Grundgebühr zu entrichten. Diese 

beträgt je Haushalt monatlich: 

  

a) Abfallsäcke, 90 l Tonne   13,42 Euro  

b) 120 l Tonne   13,42 Euro  

c) 240 l Tonne  13,42 Euro  

d) 660 l Container  13,42 Euro  

d) 770 l Container  13,42 Euro  

e) 1100 l Container  13,42 Euro 

 

(2) Betriebe, in denen haushaltsähnliche Gewerbeabfälle anfallen (wie z. B. Ordinationen, Büros, sonstige Gewer-

bebetriebe, land- und forstwirtschaftliche Betriebe, Gastronomiebetriebe, Beherbergungbetriebe, Kleinge-

werbe, Handels- und Handeslagentengewerbe, Warenpräsentationen, gewerbl. Vermögensberatung, Organisa-

tion für Durchführung von Veranstaltungen, Dienstleistungen in der autom. Datenverarbeitung & Informati-

onstechnologie, Hilfestellung bzw. Dienstleistungen zur Erreichung einer körperlichen Ausgewogenheit bzw. 

Fitness, Dienstleistungen im Gesundheitsbereich, usw.) haben jährlich eine Grundgebühr zu entrichten. Diese 

beträgt je Betrieb monatlich: 

  

a) Abfallsäcke, 90 l Tonne   13,42 Euro  

b) 120 l Tonne   13,42 Euro  

c) 240 l Tonne  13,42 Euro  

d) 660 l Container  13,42 Euro  

d) 770 l Container  13,42 Euro  

e) 1100 l Container  13,42 Euro 

 

(3) Die Müllgrundgebühr für Betriebe nach Abs. 2 reduziert sich für Einpersonenunternehmen (EPU) auf Antrag 

um 50 %, wenn der Unternehmenssitz mit dem Hauptwohnsitz des Einzelunternehmers übereinstimmt. 

Der Antrag ist schriftlich mittels Antragsformulars bei der Gemeinde Reichraming einzubringen. 

Das Antragsformular liegt am Gemeindeamt auf. 

 

(4) Für nicht ständig bewohnte Liegenschaften, Ferienwohnungen, Wochenendhäuser und dgl. ist eine monatliche 

Grundgebühr in der Höhe von € 13,42 zu entrichten.  

 



27 

 

 

(5) Für die laut Abfallordnung vorgesehene Abholung der Hausabfälle und haushaltsähnlichen Gewerbeabfälle ist 

zusätzlich zu der in Abs. 1 und 2 festgesetzten Grundgebühr eine monatliche Gebühr zu entrichten. Diese 

beträgt: 

 

a) pro Abfallbehälter mit 90 Liter Inhalt  1,87 Euro 

b) pro Abfallbehälter mit 120 Liter Inhalt  2,77 Euro  

c) pro Abfallbehälter mit 240 Liter Inhalt  5,61 Euro   

e) pro Abfallbehälter mit 660 Liter Inhalt  16,40 Euro 

f) pro Abfallcontainer mit 770 Liter Inhalt  18,36 Euro  

g) pro Abfallcontainer mit 1100 Liter Inhalt  26,57 Euro 

 

(6) Für Abfallsäcke, die bis auf weiteres in den örtlichen Geschäften in Reichraming käuflich erworben werden 

können, ist je Abfallsack mit 60 Liter Inhalt eine Gebühr von € 2,10 zu entrichten. 

 

(7) Für die Abholung „sperriger Abfälle“ gegen vorherige Anmeldung ist eine Gebühr von € 3,15 je kg abgeholtem 

„sperrigen Abfall“ zu entrichten. 

 

§ 3 

Gebührenschuldner 

Gebührenschuldner ist der Liegenschaftseigentümer bzw. mehrere Miteigentümer zur ungeteilten Hand, im Fall 

des Bestehens von Baurechten - der Bauberechtigte. 

 

§ 4 

Beginn der Gebührenpflicht 

Die Verpflichtung zur Entrichtung der Gebühr nach § 2 beginnt mit Anfang des Monats, in dem die Sammlung 

von Abfällen von den jeweiligen Liegenschaften erstmals stattfindet. 

 

§ 5 

Fälligkeit 

(1) Die Gebühren nach § 2 sind vierteljährlich, und zwar am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. eines jeden Jahres fällig. 

 

(2) Die Sackgebühr für Abfallsäcke nach § 2 Abs. 6 ist jeweils beim Kauf des Abfallsackes fällig. 

 

(3) Die Gebühr für die Abholung „sperriger Abfälle“ gegen vorheriger Anmeldung nach § 2 Abs. 7 ist jeweils 

nach Abholung der „sperrigen Abfälle“ zur Zahlung fällig. 

 

§ 6 

Umsatzsteuer 

Zu den Gebühren in dieser Verordnung wird die gesetzliche Umsatzsteuer hinzugerechnet. 

 

§ 7 

Jährliche Anpassung 

Die in dieser Verordnung geregelten Gebühren können vom Gemeinderat jährlich im Rahmen des Gemeindevor-

anschlages angepasst werden. 

 

§ 8 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. 

 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Abfallgebührenordnung vom 12. Dezember 2023 außer 

Kraft. 

 

 

 

Der Bürgermeister 

ÖkR Michael Schwarzlmüller 
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Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 
 
17 JA-Stimmen   
 
0 Gegenstimmen  
 
1 Stimmenthaltungen   
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10. Änderung der Tarifordnung für die Benützung von Gemeinderäumlichkeiten  
 
Sachverhalt: 
 
 
Da in der aktuellen Tarifordnung für die Benützung von Gemeinderäumlichkeiten die Vermie-
tungen von mehreren Räumen über einen längeren Zeitraum z. B. für ein Ferienlager nicht 
geregelt ist, hat der Prüfungsausschuss die Tarifordnung für die Benützung von Gemeinde-
räumlichkeiten überprüft und überarbeitet.  
 
Der Entwurf der Tarifordnung wurde allen Fraktionen übermittelt. 
 
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wird einstimmig verzichtet. 
 
 
Beschluss:  
 
Die Tarifordnung für die Benützung von Gemeinderäumlichkeiten wird wie folgt beschlossen. 
 
 

Tarifordnung 
für die Nutzung von Gemeinderäumlichkeiten 

 

Aufgrund des Gemeinderatsbeschlusses vom 15.12.2025 wurde eine Tarifordnung für die Nut-
zung von Gemeinderäumlichkeiten erlassen. 
 

1. Geltungsbereich 
 

Gymnastiksaal/Turnsaal Mittelschule (Nutzung für Trainingszwecke für Reichramin-
ger Vereine) 
1-2 Wochenstunden € 130,00 

 
jährlich 

3-4 Wochenstunden € 170,00 
 

jährlich 
5-6 Wochenstunden € 210,00 

 
jährlich 

ab 7 Wochenstunden € 250,00 
 

jährlich      

Veranstaltungen, Turniere (Reichraminger Vereine) 

Halbtagespauschale € 60,00 
  

Tagespauschale € 80,00 
  

Wochenendpauschale (3 Tage) € 200,00 
  

     

Nutzung von einzelnen Räumen (Klassenzimmer, Küche, ...) 

Pro Tag € 25,00 
  

     

Gymnastiksaal/Turnsaal Mittelschule (kommerzielle Nutzung von Privatpersonen) 

Pro Stunde € 12,50 
 

max. € 100,00/Tag      

Miete für Aufenthaltsräume, sonst. Räume der Vereine  € 0,29 
 

m²/Monat 
     

Garagen Messingstraße 2 u. Keller Kindergarten 
     

Miete für Garagen Messingstraße 2 u. Keller Kinder-
garten 

€ 0,20 
 

m²/Monat 

     

Gruppen bei Benützung von mehreren Räumen und mehreren Tagen (Pfadfinder,..) 
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Diese Nutzung- und Tarifordnung findet Anwendung auf die Nutzung von Räumlichkeiten in 
folgenden Gebäuden der Gemeinde Reichraming: 
 

1. Schulgebäude (Volks-, Mittelschule und Kindergarten) 
2. Ehem. Feuerwehrdepot Messingstraße 2 
3. Gemeindeamt Reichraming, Am Ortsplatz 1 

 

2. Kosten der Raumnutzung 
 

Die Kosten der Raumnutzung unterscheiden sich nach der Art der Nutzung und der Ausstat-
tung bzw. deren Verwendung. 
 

Die Preise beinhalten die Mehrwertsteuer sowie die Betriebskosten. 
 

Wenn keine weitere Verwendung der Räumlichkeiten am selben Tag möglich ist, wird der Ma-
ximaltarif verrechnet. 
 

Die Tarife werden halbjährlich von der Gemeinde Reichraming verrechnet. Werden die Räum-
lichkeiten weniger als 6 Monate im Jahr benützt, so reduziert sich der jährliche Nutzungstarif 
um 50 %. 
 

Ausnahme – Freie Nutzung 
 

Von der Entrichtung eines Benützungsentgeltes für die Nutzung der Räumlichkeiten sind be-
freit: 
 

• Gemeinde Reichraming • Gesunde Gemeinde 

• Volks- und Mittelschule Reichraming • Spielgruppe 

• Kindergarten Reichraming • Senioren 

• Feuerwehr Reichraming  
 

3. Anmeldung der Raumnutzung 
 

Die Raumnutzung ist vom Nutzer am Gemeindeamt Reichraming im Vorhinein anzumelden. 
Der Nutzer ist verpflichtet dem Schulwart die Nutzung rechtzeitig bekannt zu geben. 
Die Reservierungen erfolgen nach dem Zeitpunkt der Anfrage. 
Stornierung sind bis spätestens zwei Tage vor der Raumnutzung möglich. Spätere Stornierun-
gen werden nicht anerkannt und führen zur Verrechnung der angeführten Tarife. 
Die Gemeinde behält sich das Recht vor, Vermietungen abzulehnen. 
 

4. Allgemeine Auflagen und Bedingungen 
 

Die Benützung der Schulräumlichkeiten darf nur in den von der Gemeinde bewilligten Tagen 
und Zeiten erfolgen. In den Weihnachts-, Semester-, Oster- und Sommerferien ist eine Benüt-
zung nur nach Rücksprache und Bewilligung der Gemeinde möglich. Bei einer Benützung in 
den Ferien hat die Reinigung durch den jeweiligen Benutzer selbst zu erfolgen.  
 

Bei extremer Verunreinigung bzw. nicht ordnungsgemäßen Reinigung (Ferien) der Räumlich-
keiten, werden dem Benutzer die dadurch entstandenen Kosten von der Gemeinde weiterver-
rechnet.  
 

Das Betreten des Turnsaals und des Gymnastiksaals mit Straßenschuhen ist verboten, außer 
es wird ein Verschleißboden aufgelegt. Für die Benützung des Turn- bzw. Gymnastiksaals 
dürfen nur für Turnhallen geeignete Sportschuhe mit abriebfester Sohle verwendet werden. 
 

Es wird von Seiten der Gemeinde kein Personal beigestellt oder sonstige Nebenleistungen 
erbracht. 

Pro Person und pro Tag 
(Eine Liste mit Anzahl und Namen der Personen rechtzeitig dem Gemein-
deamt zu übermitteln) 

€ 5,00   
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Nach Beendigung der Benützung hat der Benützer dafür Sorge zu tragen, dass die Räumlich-
keiten ordentlich verlassen werden. Insbesondere ist die gesamte Beleuchtung abzudrehen, 
alle Wasserhähne tropffrei zuzudrehen und alle Türen und Fenster zu schließen. Die Ein-
gangstür ist zu versperren. 
 

Für Beschädigungen und Unfällen jeglicher Art haftet ausschließlich der Veranstalter. Der Ge-
meinde ist auf Verlangen der Abschluss einer Veranstaltungshaftpflichtversicherung (inkl. 
Mietsachschäden, bei dem sich der Versicherungsschutz auch auf die gesetzliche Haftpflicht 
des Veranstalters aus der Beschädigung von gemieteten Räumlichkeiten durch Feuer oder 
Leitungswasser erstreckt) nachzuweisen.  
Ebenso wird der Veranstalter auf die Einhaltung der Bestimmungen des Oö. Jugendschutzge-
setzes sowie des Oö. Veranstaltungsgesetzes hingewiesen. 
 

Beschädigungen sind spätestens am nächstfolgenden Arbeitstag am Gemeindeamt zu mel-
den. 
 

Für jeden Benutzer zeichnet sich der Schlüsselübernehmer als Verantwortlicher zuständig für 
die Einhaltung der Benützungsregeln. Eine Weitergabe der Schlüssel ist nicht gestattet. 
 

Die übernommenen Schlüssel sind unverzüglich wieder am Gemeindeamt abzugeben. 
 

Gewerblichen Nutzern bzw. Privatpersonen, die Kurse über einen Verein abhalten, wird nur 
dann der Vereinstarif verrechnet, wenn die Reservierung und Verrechnung ausschließlich über 
den Verein erfolgt. 
 

Diese Raumnutzungs- und Tarifordnung greift nicht in den Regelungsbereich anderer gesetz-
licher Vorschriften bzw. Verordnungen ein. Insbesondere die Verpflichtungen aus dem Veran-
staltungssicherheitsgesetz werden davon nicht berührt und hat der Nutzer selbst dafür zu sor-
gen, den dortigen Verpflichtungen nachzukommen. 
 

5. Inkrafttreten 
 

Diese Tarifordnung wurde vom Gemeinderat der Gemeinde Reichraming in seiner Sitzung 
vom 15.12.2025 beschlossen und tritt mit 01. Jänner 2026 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Tarifordnung für die Nutzung von Gemeinderäumlichkeiten vom 
29.03.2023 welche mit 01.07.2023 in Kraft getreten ist außer Kraft! 
 
 
Der Bürgermeister: 
 
ÖkR Michael Schwarzlmüller   

 
 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

  



32 

 

 

11. WEV - Güterweginstandsetzungsmaßnahmen 2026   
 
Sachverhalt: 
 
 
Die Geschäftsstelle des Wegeerhaltungsverbandes Eisenwurzen hat mit Eingabe vom 
13.10.2025 bekannt gegeben, dass die dringlich notwendigen Instandsetzungsmaßnahmen 
für das Jahr 2026 auf dem Güterweg Hintsteingraben - Abschnitt Hintsteingraben 2 mit vo-
raussichtlichen Gesamtbaukosten in Höhe von € 123.000,00 in das Instandsetzungsprogramm 
2026 aufgenommen wurden. 

 
Auf diese Kosten entfällt ein 50%iger Gemeindeanteil in Höhe von € 61.500,00. Dieser Betrag 
wird aufgrund der Richtlinien der „Gemeindefinanzierung Neu“ wie folgt aufgeteilt: 
 

 
 
Der von der Gemeinde zu finanzierende Eigenmittelanteil beträgt € 21.500,--.  
 
Das Ergebnis des Finanzierungshaushaltes für das Finanzjahr 2026 ist negativ.  
 
Da die Instandsetzungsmaßnahmen in diesem Bereich unbedingt notwendig sind, wird vom 
WEV empfohlen, die Instandsetzungsmaßnahmen im Jahr 2026 durchzuführen! 
 
 
Beschluss: 
 
Die Aufnahme der dringlich erforderlichen Instandsetzungsmaßnahmen auf dem Güterweg 
Hintsteingraben - Abschnitt Hintsteingraben 2 in das Instandsetzungsprogramm 2026 zu den 
voraussichtlichen Gesamtbaukosten in Höhe von insgesamt € 123.000,-- mit einem von der 
Gemeinde zu finanzierenden Eigenmittelanteil in der Höhe von € 21.500,-- wird genehmigt. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
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12. Flächenwidmungsplan Nr. 3 – Änderung Nr. 3/37 (GSt. Nr. 487/3, 487/5 und 490/1 
KG Arzberg) – Einleitung  

 
Sachverhalt: 
 
 
Im Flächenwidmungsplan Nr. 3 der Gemeinde Reichraming sind auf den Parzellen 487/3, 
487/5, und 490/1, KG Arzberg zwei bestehende Wohngebäude im Grünland mit der Kenn-
zeichnung + 39 und +40 gewidmet. 
Nun möchten die Antragsteller die Baufläche +40 nach Norden erweitern, um die Möglichkeit 
zu haben, ein Nebengebäude zu errichten. Das derzeit bestehende Wohngebäude bleibt in 
seiner Form und Ausführung unverändert bestehen. Im Zuge dieser Erweiterung wurde eine 
Grundteilung durchgeführt und die Grundgrenze im Westen geringfügig angepasst. Durch 
diese Anpassung ist auch das bestehende Gebäude im Wohngebäude im Grünland +39 be-
troffen. Es verringert sich dadurch die Fläche von 806 m² auf 772 m². Eine bauliche Änderung 
des Sternchenbaus +39 ist nicht vorgesehen. Die Fläche für die Baufläche + 40 soll von derzeit 
528 m² auf 920 m² vergrößert werden. 
 
Das Planungsareal wird derzeit als Wiese genutzt, das Gebiet liegt nördlich des Güterwegs 
Arzberg 2 Mitterhauser. Das Gelände zur Ort Reichraming hin ist stark abfallend der Höhen-
unterschied beträgt ca. 80 m. Die angrenzenden Grünflächen sind als Fläche „Für die Land- 
und Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland“ gewidmet. 
Die betroffene Bauplatzfläche liegt auf einem nach Süden geneigten Areal am Rande einer im 
Norden großen Waldfläche. 
Im nahen Umfeld befinden sich aktive Landwirtschaften. Ansonsten ist die Umwidmungsfläche 
von Flächen für die Landwirtschaft umgeben. 
Aus Sicht der Ortsplanung ist mit keiner Änderung des Orts- und Landschaftsbildes zu rech-
nen. 
 
Die Übereinstimmung mit dem ÖEK Nr. 2 ist nicht gegeben. 
Auf eine Änderung des ÖEKs kann auch bei nicht Übereinstimmung verzichtet werden, da in 
diesem Bereich keine weitere Entwicklung vorgesehen ist, und die Änderung geringfügig ist. 
Eine Grundteilung für die Grundstücke 490/1, 487/3, 487/5 ist beim Grundbuch Steyer bzw. 
BEV Steyer eingereicht mit der GZ 5672/25 durch das Vermessungsbüro Prof. DI. Dr. Geo-
meter Daxinger. 
Die tatsächlich Erweiterungsfläche für den Sternchenbau +40 beträgt nur 358 m² und kann im 
ÖEK im Maßstab 1:10.000 nicht dargestellt werden. Dem Gemeinderat kann daher aus orts-
planerischer Sicht die Einleitung des Verfahrens empfohlen werden. Weiters stellt die geringe 
Umwidmungsfläche auch keine Verschlechterung der Baulandbilanz dar. 
 
Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne können geändert werden, wenn 
1. öffentliche Interessen, die nach diesem Landesgesetz bei der Erlassung von solchen Plä-

nen zu berücksichtigen sind, insbesondere Interessen einer ökologischen Energienut-
zung, dafür sprechen oder 

2. diese Änderung den Planungszielen der Gemeinde nicht widerspricht, wobei auf Interessen 
Dritter möglichst Rücksicht zu nehmen ist. 

 
Das Planungsziel ist die Erweiterung der Sternchenfläche +40 nach Norden, um die bessere 
Bebaubarkeit der Grundstücke zu gewährleisten. Durch die Änderung der Sternchenfläche 
+40 ändert sich automatisch die Sternchenfläche + 39. In diesem Bereich sind keine weiteren 
Erweiterungen möglich, somit ist durch die Änderung keine wesentliche Verschlechterung von 
Emissionen für Dritte zu erwarten. 
 
Die Verfahrenskosten werden von den Antragstellern übernommen. 
 
Der Ausschuss für Sportangelegenheiten, Energie, örtliche Umweltfragen und Katastrophen-
schutz hat die Umwidmung in seiner Sitzung am 04.12.2025 behandelt und empfiehlt dem 
Gemeinderat der Einleitung des gegenständlichen Verfahrens zuzustimmen. 
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Es wird vorgeschlagen, die Einleitung des Verfahrens laut Beschlussvorschlag zu genehmi-
gen. 
 
 
Beschluss:  
 
Der Einleitung des Verfahrens für die Änderung 3/37 des Flächenwidmungsplanes Nr. 3 
(Grundstückes Nr. GSt.Nr. 487/3, 487/5 und 490/1 KG Arzberg) laut vorliegendem Planentwurf 
(Anlage 1) – Erweiterung der Sternchenfläche +40 - wird grundsätzlich zugestimmt. 
 
Das erforderliche Verfahren ist unverzüglich mit dem Ortsplanungsbüro „lassy architektur + 
raumplanung ZT-GmbH“, Stadtplatz 14, 4060 Leonding, einzuleiten. 
 
Die Verfahrenskosten gehen gänzlich zu Lasten der Antragsteller. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
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13. Klage der Gemeinde Reichraming, vertreten durch Herrn Bürgermeister Michael 
Schwarzlmüller, gegen die Gemeinde Losenstein auf Rechnungslegung und Zah-
lung der Kommunalsteuereinnahmen aus dem Betriebsansiedlungsgebiet Losen-
stein-Meissenedt  

 
Sachverhalt: 
 
 
Im Jahr 2008 haben die Gemeinde Reichraming, die Gemeinde Losenstein und die anderen 
im Regionalen Wirtschaftsverband oö Ennstal („Verband“) zusammengeschlossenen Mit-
gliedsgemeinden eine Vereinbarung über einen interkommunalen Finanzausgleich gemäß 
den Bestimmungen des Finanzausgleichsgesetzes abgeschlossen. In dieser Vereinbarung 
verpflichten sich die Standortgemeinden von im Rahmen des Verbandes gemeinsam einge-
richteten Betriebsansiedlungsgebieten die von den Betrieben im gemeinsamen Betriebsan-
siedlungsgebiet eingehobene Kommunalsteuer zunächst an den Verband und nach Rückfüh-
rung des vom Verband aufgenommenen Darlehens anteilsmäßig an die anderen Mitgliedsge-
meinden abzuführen.  
 
Aufgrund dieser Vereinbarung hat die Gemeinde Losenstein die Kommunalsteuer aus dem 
Betriebsansiedlungsgebiet Losenstein-Meissenedt an den Verband bzw. die anderen Mit-
gliedsgemeinden, darunter auch die Gemeinde Reichraming zu zahlen. Die Gemeinde Losen-
stein hat jedoch mit Schreiben vom 23. April 2020 ihren Austritt aus dem Verband ausgespro-
chen und die Vereinbarung über einen interkommunalen Finanzausgleich mit Wirkung zum 
30.04.2020 gekündigt und mit dem 01.05.2020 alle Zahlungen aus der Vereinbarung einge-
stellt.  
 
Der Austritt aus dem Verband bedarf der Genehmigung durch die Gemeindeaufsichtsbehörde. 
Diese wurde der Gemeinde Losenstein versagt. Gegen den entsprechenden Bescheid ist ein 
Beschwerdeverfahren beim Landesverwaltungsgericht Oberösterreich anhängig.  
 
Der Verband und die anderen Mitgliedsgemeinden stehen auf dem Standpunkt, dass auch die 
Kündigung der Vereinbarung über einen interkommunalen Finanzausgleich zu Unrecht erfolgt 
ist und daher nicht rechtswirksam geworden ist. Die Gemeinde Losenstein schuldet daher wei-
terhin die Kommunalsteuer aus dem Betriebsansiedlungsgebiet Losenstein-Meissenedt seit 
01.05.2020 bis laufend. Die Gemeinde Losenstein lehnt die entsprechende Abrechnung und 
Zahlung der Kommunalsteuer trotz mehrfacher Aufforderung ab.  
 
Der Verband hat daher gegen die Gemeinde Losenstein vor dem Landesgericht Steyr Klage 
erhoben und fordert die Abrechnung und Zahlung der erhobenen Kommunalsteuer betreffend 
des Betriebsansiedlungsgebiets Losenstein-Meissenedt für die Monate Mai bis inklusive De-
zember 2020 sowie alle Folgejahre. In diesem Verfahren hat die Gemeinde Losenstein bestrit-
ten, dass der Verband selbst berechtigt sei, die Kommunalsteuer zu fordern, und auch die 
vorgenommene Abtretung der Ansprüche der anderen Mitgliedsgemeinden an den Verband 
nicht rechtmäßig sei. Wenn die Gemeinde Losenstein mit ihrem Einwand durchdringt, könnte 
dies ohne weitere Prüfung der Anspruchsgrundlage (Rechtswirksamkeit der Kündigung der 
Vereinbarung über einen interkommunalen Finanzausgleich) zur Abweisung der Klage führen.  
 
Da im Frühjahr 2026 die ersten Ansprüche auf Zahlung der Kommunalsteuer verjähren wür-
den, und die Gemeinde Losenstein bis dato nicht bereit war, einen Verjährungsverzicht abzu-
geben, wird aus Gründen der prozessualen Vorsicht empfohlen, dass (parallel zum Verband) 
auch die anderen Mitgliedsgemeinden die gegenständlichen Ansprüche aus der Vereinbarung 
über einen interkommunalen Finanzausgleich einzuklagen. Damit ist ein erhöhtes Prozess- 
und Kostenrisiko verbunden, weil nur eine der Klagen (Verband oder Gemeinden) erfolgreich 
sein kann. Das bedeutet, dass in jenem Verfahren, dass nicht erfolgreich ist, nicht nur die 
eigenen Kosten zu tragen sind, sondern auch die Verfahrenskosten der Gegenseite zu erset-
zen sind. Es wird daher mit der entsprechenden Vorsicht vorgegangen, um das Kostenrisiko 
zu begrenzen. Auf der anderen Seite droht der gänzliche Anspruchsverlust aufgrund der be-
ginnenden Verjährung, der durch Klagseinbringung vermieden werden soll.  
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Beschluss: 
  
Die Gemeinde Reichraming macht ihre Ansprüche gegen die Gemeinde Losenstein aus der 
Vereinbarung über einen interkommunalen Finanzausgleich vom 6. November 2008 auf Rech-
nungslegung und Zahlung der von der Gemeinde Losenstein im Betriebsansiedlungsgebiet 
Losenstein-Meissenedt eingehobenen Kommunalsteuer für die Monate Mai bis inklusive De-
zember 2020 sowie für alle Folgejahre an den Regionalen Wirtschaftsverband oö Ennstal, so-
wie hilfsweise anteilig an die anderen Verbandsgemeinden einschließlich der Gemeinde 
Reichraming, gerichtlich geltend.  
 
Der Bürgermeister wird ermächtigt, die Klage einzubringen, alle Prozesshandlungen für die 
Gemeinde vorzunehmen und Vergleiche in dieser Angelegenheit abzuschließen.  
 
Mit der anwaltlichen Vertretung im Gerichtsverfahren wird Herr Rechtsanwalt Mag. Dietmar 
Huemer, LL.M. (Chicago), Garnisongasse 4, 1090 Wien beauftragt. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 
 
17 JA-Stimmen   
 
0 Gegenstimmen  
 
1 Stimmenthaltungen   
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14. Abschluss einer Vereinbarung mit der Gemeinde Großraming über die Entrichtung 
von Schulerhaltungsbeiträgen bzw. Gastschulbeiträgen  

 
Sachverhalt: 
 
 
Die Gemeinde Großraming hat Sanierungsmaßnahmen an der öffentlichen Mittelschule mit 
Polytechnischer Schule durchgeführt. 
 
Die Kosten für Sanierungsmaßnahmen sind dem laufenden Schulerhaltungsaufwand zuzuord-
nen und anteilsmäßig auf die betreffenden Gemeinden umzulegen.  
Die Schaffung zusätzlicher bzw. neuer Räumlichkeiten fällt nicht unter den umlegbaren lau-
fenden Schulerhaltungsaufwand. 
 
Der verbleibende Sanierungsaufwand in Höhe von € 1.511.576,03 wird für den Förderzeitraum 
2024 – 2026 lt. genehmigten Finanzierungsplan in gleichen Jahresbeträgen von der Gemeinde 
Großraming auf die betroffenen Gemeinden umgelegt. Die Umlegung der Beträge erfolgt im 
Sinne des § 51 POG 2002 auf Grund einer jährlichen Kopfquote. Die Vorschreibung erfolgt in 
den Jahren 2025, 2026 und 2027. Die angeführten Kosten sind die budgetierten Werte. Bei 
der Vorschreibung 2027 wird entsprechend der tatsächlichen Endabrechnung abgerechnet. 
 
Die vorliegende Vereinbarung soll daher beschlossen werden. 
 
 
Beschluss: 
 

 

Vereinbarung 

 

gemäß §§ 50 und 51 des Oö. Pflichtschulorganisationsgesetzes 1992 (Oö. POG 1992) 

betreffend die Entrichtung von Schulerhaltungsbeiträgen bzw. Gastschulbeiträgen 

 

 

Präambel 

Ergänzend zu den Beiträgen zum laufenden Schulerhaltungsaufwand wird für die Umlegung 

der Sanierungskosten für die öffentliche Mittelschule mit Polytechnischer Schule Großraming 

 

zwischen der Gemeinde Großraming, Kirchenplatz 1, 4463 Großraming, 

vertreten durch Bürgermeister Günther Großauer MBA 

 

und der Gemeinde Reichraming, Am Ortsplatz 1, 4462 Reichraming 

vertreten durch Bürgermeister Michael Schwarzlmüller 

 

 

folgende Vereinbarung abgeschlossen: 

 

1. 

Die Gemeinde Großraming ist Erhalterin der öffentlichen Mittelschule mit Polytechnischer 

Schule auf den Grundstücken Nr. .255, 682/3, 682/5, KG Hintstein. 

2. 

Die Gemeinde Großraming führt an dieser Schule Generalsanierungsarbeiten durch. 

 

3. 
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Die Kosten für diese Sanierungsmaßnahmen sind im Sinne des § 50 des Oö. Pflichtschulor-

ganisationsgesetzes 1992 dem laufenden Schulerhaltungsaufwand zuzuordnen und anteils-

mäßig auf die betreffenden Gemeinden umzulegen. 

Die Schaffung zusätzlicher Räumlichkeiten fällt nicht unter den umlegbaren laufenden Schuler-

haltungsaufwand. 

 

4. 

Die Höhe der Schulerhaltungsbeiträge (Gastschulbeiträge) wird wie folgt festgesetzt: 

Zunächst ist von den Gesamtinvestitionskosten der tatsächliche Erhaltungsaufwand für die 

Sanierungsmaßnahmen in einem fixen Prozentsatz zu ermitteln. Sodann sind von den Ge-

samtinvestitionskosten die zugesagten Förderungsmittel (BZ und LZ) in Abzug zu bringen. 

Vom verbleibenden Restbetrag ist dann aufgrund des festgestellten Prozentsatzes der tat-

sächliche Erhaltungsaufwand für die Sanierungsmaßnahmen zu ermitteln. 

Dieser Erhaltungsaufwand ist für den Förderzeitraum lt. genehmigten Finanzierungsplan in 

den Jahren 2025 bis 2027 in gleichen Jahresbeträgen von der Gemeinde Großraming auf die 

betroffenen Gemeinden umzulegen. Die Umlegung dieser Beträge hat im Sinne des § 51 POG 

2002 auf Grund einer jährlich zu ermittelnden Kopfquote zu erfolgen, die zusätzlich zu den 

Beiträgen für den laufenden Schulerhaltungsaufwand vorzuschreiben ist. 

 

Laut genehmigtem Finanzierungsplan für die Jahre 2023 – 2026 belaufen sich die Eigenmittel 

inklusiv Darlehen der Gemeinde Großraming auf € 3.225.505,00, davon entfallen 50 % des 

Gemeindeanteils auf die Sanierung und 50 % betreffen den Neubau. 

Laut Auskunft der Bildungsdirektion OÖ sind die Neubau-Kosten ausschließlich von der Ge-

meinde Großraming zu tragen und dürfen nicht in die Schulerhaltungsbeiträge eingerechnet 

werden (Euro 1.612.752,50). Im Gegensatz müssen die Sanierungskosten auf die Schulerhal-

tungsbeiträge umgelegt werden. 

Die Höhe der Schulerhaltungsbeiträge wird sich in den Jahren 2025, 2026 und 2027 voraus-

sichtlich wie folgt darstellen: 

 
 

Der verbleibende Sanierungsaufwand in Höhe von € 1.511.576,03 wird für den Förderzeitraum 

2024 – 2026 lt. genehmigten Finanzierungsplan in gleichen Jahresbeträgen von der Gemeinde 

Großraming auf die betroffenen Gemeinden umgelegt. Die Umlegung der Beträge erfolgt im 

Sinne des § 51 POG 2002 auf Grund einer jährlichen Kopfquote. Die Vorschreibung erfolgt in 

den Jahren 2025, 2026 und 2027. Die angeführten Kosten sind die budgetierten Werte. Bei 

der Vorschreibung 2027 wird entsprechend der tatsächlichen Endabrechnung abgerechnet.  

 

5. 

Alle Parteien verzichten hiermit ausdrücklich darauf, die Vereinbarung aus welchen Gründen 

auch immer anzufechten. Sollten einzelne Punkte oder Teile der Vereinbarung nichtig, ungültig 

oder fehlend sein, berührt dies die Gültigkeit der Vereinbarung nicht. Es sind vielmehr die 

nichtigen, ungültigen oder fehlenden Punkte durch solche Bestimmungen zu ersetzen, die den 

Intentionen der Parteien möglichst nahe kommen. 
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6. 

Diese Vereinbarung wird in zwei Ausfertigungen erstellt und wurde durch den Gemeinderat 

der Gemeinde Großraming am 11. Dezember 2025 und 

 

durch den Gemeinderat der Gemeinde Reichraming am 15. Dezember 2025 beschlossen. 

 

 

 

Großraming, am 11. Dezember 2025 Reichraming, am 15. Dezember 2025 

 

 

 

Bgm. Günther Großauer MBA Bgm. Michael Schwarzlmüller 

 

 

 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
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15. Projekt Photovoltaikanlagen auf gemeindeeigenen Häusern - Auftragsvergabe   
 
Sachverhalt: 
 
Da noch ein paar technische Fragen offen sind und der Ausschuss für Sportangelegenheiten, 
Energie, örtliche Umweltfragen und Katastrophenschutz daher noch keine endgültige Ent-
scheidung bzw. Empfehlung treffen konnte, ersucht der Ausschuss um Vertagung dieser Ent-
scheidung. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Tagesordnungspunkt „Projekt Photovoltaikanlagen auf gemeindeeigenen Häusern – Auf-
tragsvergabe“ wird bis alle Fragen vom Ausschuss für Sportangelegenheiten, Energie, örtliche 
Umweltfragen und Katastrophenschutz geklärt sind vertagt. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 
 
17 JA-Stimmen   
 
0 Gegenstimmen  
 
1 Stimmenthaltungen   
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16.  Bericht der Ausschüsse    
 
Sachverhalt: 
 

• Berichtes des Ausschusses für Bau- und Straßenbauangelegenheiten, Angelegen-
heiten der örtlichen Raumplanung und Tourismus. 

 

• Berichtes des Ausschusses für Jugend-, Familien- und Seniorenangelegenheiten. 
 

• Berichtes des Ausschusses für Sportangelegenheiten, Energie, örtliche Umweltfra-
gen und Katastrophenschutz. 

 

• Berichtes des Ausschusses für Schul-, Kindergarten- und Kulturangelegenheiten. 
 

• Berichtes des Ausschusses für Integrationsangelegenheiten, Wohnungsangelegen-
heiten und Wirtschaft. 
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17. Bericht des Bürgermeisters  
 
Sachverhalt: 
 
Eisenbahnkreuzung 
 
 
Parkticket 
 
 
Übernahme Wasserleitung Gewerbegebiet Mühlbauerboden Bericht GV-Beschluss 
 
 
Agenda  
 
 
Öffentliches Wassergut - Parkplätze 
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18. Annahme des Förderungsvertrages der Kommunalkredit, Public Consulting, Wien, 
zur Finanzierung der WVA Reichraming BA 08 Anschluss EKW-Siedlung  

 
Sachverhalt: 
 
 
Die Kommunalkredit Public Consulting hat mit Eingabe vom 28.11.2025 (eingelangt am 
11.12.2025) der Gemeinde den für die Errichtung des Projektes BA 08 Anschuss EKW-Sied-
lung der WVA Reichraming abzuschließenden Förderungsvertrag vorgelegt. 
 
Die Förderungsgenehmigung dieses Vorhabens bedarf einer entsprechenden Beschlussfas-
sung und Genehmigung der hierfür erforderlichen Annahmeerklärung durch den Gemeinderat. 
 
Es wird festgestellt, dass das Konzept des Förderungsvertrages (Anlage 2) an alle GR-Frakti-
onen in Ablichtung ergangen ist. Demnach wird die Anfrage gestellt, ob auf die vollinhaltliche 
Verlesung des Vertragsentwurfes bestanden wird.  
 
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wird einstimmig verzichtet! 
 
 
Beschluss: 
 
Der Förderungsvertrag (Anlage 2), Antragsnummer C505572, abgeschlossen aufgrund des 
Umweltförderungsgesetzes, BGBl.Nr. 185/1993 idgF, zwischen dem Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft als För-
derungsgeber, vertreten durch die Kommunalkredit Public Consulting GmbH, Türkenstraße 9, 
A-1090 Wien und der Gemeinde Reichraming als Förderungsnehmer wird vollinhaltlich und 
mit allen Bedingungen und Auflagen genehmigt. 
 
Der Bürgermeister wird ermächtigt, die dementsprechende Annahmeerklärung unter Mitzeich-
nung eines Mitgliedes des Gemeindevorstandes und zweier Gemeinderatsmitglieder zu unter- 
fertigen. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
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19. Feuerwehrgebühren - Beschlussfassung Feuerwehrgebührenordnung  
 
Sachverhalt: 
 
 
Am 27.03.2024 wurde die Feuerwehr-Gebührenordnung vom Gemeinderat das letzte Mal ge-
ändert.  
Aufgrund von Kostensteigerungen (Überschreiten des VPI-Wertes um 6,4 %) wurden die 
Höhe der Gebührensätze in der Anlage zur Gebührenordnung entsprechend überarbeitet. 
Gleichzeitig wurden notwendige Anpassungen im Verordnungstext der Muster-Gebührenord-
nung vorgenommen 
 
Der vorliegenden und allen Fraktionen zugestellten Feuerwehr-Gebührenordnung soll deshalb 
zugestimmt werden. 
 
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wird einstimmig verzichtet. 
 
 
Beschluss: 
 
Die vorliegende neue Feuerwehr-Gebührenordnung der Gemeinde Reichraming wird vollin-
haltlich genehmigt!  
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VERORDNUNGSBLATT 
DER GEMEINDE REICHRAMING  

Jahrgang 2025 Ausgegeben am 16. Dezember 2025 www.ris.bka.gv.at 

Nr. 10 Verordnung: Verordnung des Gemeinderats der Gemeinde Reichraming betreffend Feuerwehr-

Gebührenordnung (Feuerwehr-Gebührenordnung 2026) 

 
 

Verordnung 

des Gemeinderats der Gemeinde Reichraming, mit der eine Feuerwehr-Gebührenordnung für die Ge-

meinde Reichraming erlassen wird (Feuerwehr-Gebührenordnung 2026). 

Auf Grund des § 6 Abs. 5 des Oö. Feuerwehrgesetzes 2015 (Oö. FWG 2015), LGBl. Nr. 104/2014 idF des Lan-

desgesetzes LGBl. Nr. 95/2024, und des § 17 Abs. 3 Ziffer 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024, BGBl. I Nr. 

168/2023 idF des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

 

§ 1  

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Diese Gebührenordnung beinhaltet die Gebühren für Einsatzleistungen der oberösterreichischen Freiwilligen 

Feuerwehren (im Folgenden kurz: Feuerwehr) bzw. für die Benutzung von Feuerwehreinrichtungen.  
 

(2) In Anlage I, Gebührengruppen A und B, sind Gebühren für Einsatzleistungen, darunter sind Arbeitsleistungen 

von Personal und die Verwendung von Fahrzeugen, Geräten, Ausrüstungsgegenständen, Fernmeldeeinrichtungen 

und dergleichen zu verstehen, festgelegt.  
 

(3) In Anlage I, Gebührengruppe C, ist die Gebühr für Brandmeldeanlagen festgelegt. 
 

(4) In Anlage I, Gebührengruppe D, sind die Gebühren für Sondereinsatzmittel und Verbrauchsgüter festgelegt, 

die getrennt vorzuschreiben sind.  
 

(5) Falls dies erforderlich ist, kann sich die Feuerwehr bei der Erfüllung ihrer Aufgaben auch Dritter (in Form von 

Leistungen und Beistellungen) bedienen. In Anlage I, Gebührengruppe E, sind die Gebühren für diese Leistungen 

bzw. Beistellungen (wie Personal, Fahrzeuge, Anhänger, Werkzeuge, Ausrüstungsgegenstände, etc.) festgelegt, 

die nach konkretem Aufwand unter Berücksichtigung der Grundsätze der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit 

vorzuschreiben sind.  

 

§ 2 

Gebührenpflicht  

(1) Sofern nicht Gebührenfreiheit gemäß § 3 dieser Gebührenordnung vorliegt, sind die nach den einschlägigen 

Vorschriften des öffentlichen Rechts für Einsatzleistungen und für die Benutzung von Feuerwehreinrichtungen 

von Feuerwehren anfallenden Gebühren nach Maßgabe der Gebührengruppen A bis E in Anlage I dieser Gebüh-

renordnung zu entrichten.  
 

(2) Die in Anlage I, Gebührengruppe B, Gebührenpositionen 12.01, 12.04 bis 12.08, angeführten Gebühren sind 

als Mindestgebühren zu verstehen. Bei Mehraufwand ist die Gebühr nach Anlage I, Gebührengruppe A, zu be-

messen. 
 

(3) Die in Anlage I, Gebührengruppe C, Gebührenposition 13.01, angeführte Gebühr ist als Mindestgebühr zu 

verstehen. Bei Mehraufwand ist die Gebühr nach Anlage I, Gebührengruppe A, entsprechend der alarmplanmäßi-

gen Ausrückung zu bemessen. 
 

(4) Für die im Rahmen von Einsätzen bei Bränden und zur Abwendung von Brandgefahr (§ 6 Abs. 1 Z 1 und 2 

Oö. FWG 2015) nach den Grundsätzen der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit verbrauchten Sondereinsatzmittel 

und Verbrauchsgüter (zB Schaummittel, Löschpulver, Löschgase, Atemfilter, Atemluft, Bindemittel für Chemi-

kalien, Öl usw.) sind jedenfalls Gebühren zu entrichten (vgl. § 6 Abs. 1 letzter Satz Oö. FWG 2015). 

 

§ 3  

Gebührenfreiheit  
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(1) Diese Gebührenordnung findet keine Anwendung:  

1. wenn die Feuerwehr zur erbrachten Dienst-, Sach-, oder Einsatzleistung auf Grund öffentlich-rechtlicher 

Bestimmungen verpflichtet war und nach diesen Rechtsvorschriften ein Kostenersatz nicht vorgesehen ist 

(konkret gemäß § 6 Abs. 1 Oö. FWG 2015, wenn die Inanspruchnahme bei Bränden, zur Abwendung von 

Brandgefahr, bei Elementarereignissen zur Setzung von Erstmaßnahmen zur Abwehr von drohender und zur 

Beseitigung unmittelbarer Gefahr oder bei Unfällen und akuten Notfällen zur Rettung von Menschen und Tie-

ren erfolgt), sofern nicht Abs. 2 anzuwenden ist; 
 

2. bei einer Alarmierung aufgrund einer irrtümlich, im guten Glauben abgegebenen Meldung (Blinder Alarm).  
 

(2) Gebührenfreiheit besteht nicht bei Brandmelder-Fehl- oder Täuschungsalarm. Dafür ist eine gemäß § 2 Abs. 3 

zu bemessende Gebühr zu entrichten.  

 

§ 4  

Berechnungsgrundsätze 

(1) Die Berechnung der Gebühren für Einsatzleistungen (§ 1 Abs. 2) und für die Beistellung von Fahrzeugen, 

Geräten, Ausrüstungsgegenständen, Fernmeldeeinrichtungen und dergleichen (im Folgenden: Gegenstände) er-

folgt grundsätzlich nach den in Anlage I, Gebührengruppen A und B, enthaltenen Gebührensätzen nach Maßgabe 

der folgenden Absätze.  
 

(2) Für die Arbeitsleistungen von Personal bzw. für die Bedienung von beigestellten Gegenständen ist die Gebühr 

gemäß Anlage I, Gebührengruppe A, Punkt 1, zu entrichten.  
 

(3) Bei der Beistellung von Gegenständen ohne Bedienungspersonal der Feuerwehr ist für die Berechnung der 

Gebühr jener Zeitraum maßgebend, in welchem der Benützer – ohne Rücksicht auf die tatsächliche Benützungs-

dauer – die beigestellten Gegenstände innehat.  
 

(4) Die Gebühr für die Beistellung von Gegenständen ist mit dem halben Neuwert des beigestellten Gegenstandes 

nach oben begrenzt, wenn dieser in unbeschädigtem Zustand zurückgestellt wird.  
 

(5) Bei gebührenpflichtigen Einsatzleistungen und Beistellungen von Gegenständen mit Bedienungspersonal sind 

die Wegzeiten vom Standort der Feuerwehr zum Einsatz- bzw. Beistellungsort und zurück in die für die Berech-

nung maßgebende Zeit einzubeziehen; ebenso Wartezeiten und sonstige Unterbrechungen oder Behinderungen, 

die durch Verschulden des Gebührenpflichtigen bzw. ihm zurechenbaren Personen entstehen.  
 

(6) Bei Verrechnung nach Stundensatz ist die Gebühr für die erste Stunde jeweils zur Gänze zu entrichten. Bei 

jeder weiteren angefangenen Stunde ist bei einer Dauer bis zu 30 Minuten die Gebühr für den halben Stundensatz, 

darüber hinaus für den vollen Stundensatz zu entrichten. Sieht Anlage I, Gebührengruppe A, neben den Stundens-

ätzen auch die Verrechnung von Pauschalgebühren bzw. nach Tagessätzen vor, sind Einsatzleistungen bzw. Bei-

stellungen bis zu vier Stunden nach den Stundensätzen, ab der angefangenen fünften Stunde jedoch nach der Pau-

schalgebühr bzw. dem Tagessatz (siehe Abs. 7) zu entrichten.  
 

(7) Die Pauschalgebühren der Gebührenpositionen der Anlage I, Gebührengruppe A, Punkte 2 und 4, gelten für 

einmalige zusammenhängende Leistungen innerhalb eines Zeitraumes von 12 Stunden; für die übrigen Gebühren-

positionen gilt ein Zeitraum von 24 Stunden (Tagessatz). Bei Einsatzleistungen bzw. Beistellungen über die je-

weilige Pauschalgebühr bzw. den jeweiligen Tagessatz hinaus erfolgt die Berechnung wie ab Beginn der Inan-

spruchnahme. Löst ein Feuerwehrfahrzeug ein anderes der gleichen Gebührenposition ab, erfolgt die Verrechnung 

so, als ob das Fahrzeug durchgehend in Betrieb gewesen wäre.  
 

(8) Werden Geräte und Ausrüstungsgegenstände von einem zu verrechnenden Einsatzfahrzeug – maßgebend ist 

der den Baurichtlinien des ÖBFV (Beschluss der Landes-Feuerwehrleitung) entsprechende Beladeplan, der zum 

Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Gebührenordnung gültig ist – entnommen, hat keine weitere Verrechnung zu 

erfolgen; ausgenommen davon sind Geräte nach Anlage I, Gebührengruppe A, Gebührenposition 2.15, und Ver-

brauchsmaterial nach Anlage I, Gebührengruppe D. Vom Feuerwehrfahrzeug zusätzlich mitgeführte Geräte und 

Ausrüstungsgegenstände sind jedoch nach Anlage I, Gebührengruppe A, zu verrechnen.  
 

(9) Die Gebühren sind nur für jene Mannschaften und Gegenstände sowie für jenen Zeitraum zu entrichten, in dem 

eine zwingende Notwendigkeit entsprechend den taktisch-technischen Dienstvorschriften der Feuerwehr für den 

Einsatz tatsächlich gegeben war.  

 

§ 5  

Reinigung und Wiederinstandsetzung 

(1) Für die Reinigung und Wiederinstandsetzung von Geräten und Ausrüstungsgegenständen einschließlich 

Schutzbekleidung nach besonderen Einsätzen, die über das normale Maß hinausgeht (zB bei Einsätzen mit gefähr-

lichen Stoffen, bei Technischen Hilfeleistungen mit besonderer Schmutzbelastung), ist für den Personalaufwand 
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eine Gebühr gemäß Anlage I, Gebührengruppe A, Punkt 1, Gebührenposition 1.01, sowie für aufgewendete Rei-

nigungsmittel nach Gebührengruppe D, Gebührenposition 14.01, zu entrichten.  
 

(2) Erweist sich eine Reinigung oder Wiederinstandsetzung als technisch unmöglich oder unwirtschaftlich, insbe-

sondere weil die Wiederinstandsetzungskosten den Wiederbeschaffungswert übersteigen, ist der Wiederbeschaf-

fungswert zu entrichten.  

 

§ 6  

Sonstige Gebühren  

Für eine in Anspruch genommene Leistung, die in Anlage I nicht explizit angeführt ist, ist eine Gebühr unter 

Heranziehung einer vergleichbaren Leistung (insbesondere gleichwertiges Fahrzeug, ähnlicher Ausrüstungsge-

genstand) zu entrichten.  

 

§ 7  

Entstehen des Abgabenanspruchs  

(1) Der Abgabenanspruch entsteht grundsätzlich mit Ablauf des Monats, in dem die Leistung in Anspruch genom-

men wurde.  
 

(2) Erstreckt sich die Inanspruchnahme der Leistung über mehr als einen Kalendermonat, entsteht der Anspruch 

erst mit Ablauf des Monats, in dem die Inanspruchnahme der Leistung endete.  
 

(3) Vor Erlassung eines Gebührenbescheides ist die Versendung einer formlosen Zahlungsaufforderung (Last-

schriftanzeige) zulässig.  

 

§ 8  

Umsatzsteuer 

Die nach dieser Gebührenordnung ermittelten Gebühren unterliegen nicht der Umsatzsteuerpflicht. 

 

§ 9  

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1.1.2026 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Feuerwehr-Gebührenordnung vom 27.03.2024 außer Kraft. 

 

Der Bürgermeister 

ÖkR Michael Schwarzlmüller 

 

1 Anlage 
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Anlage I  
Gebührengruppe A 

Gebühren für Mannschaften, Fahrzeuge, Geräte, Ausrüstungsgegenstände und Fernmeldeein-
richtungen und dergleichen: 

 

1 Mannschaft  

   

Pos. Gegenstand EURO 

1.01 
Personalaufwand 
pro Person und Stunde 

34,40 

1.02 
Bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen Veranstaltungen1 
pro Person und Stunde 

34,40 

1.03 
Kommissionsdienst von Mitgliedern der Feuerwehr2  
pro Person und angefangener Viertelstunde 

18,30 

2 Fahrzeuge und Anhänger  
   

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. 
Pauschal-ge-

bühr3 

2.01 Fahrzeuge bis 3,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 67,70 338,50 

2.02 Fahrzeuge >3,5 bis 5,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 96,50 482,50 

2.03 Fahrzeuge >5,5 bis 7,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 113,70 568,50 

2.04 Fahrzeuge >7,5 bis 16 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 129,80 649,00 

2.05 Fahrzeuge >16 bis 18 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 145,80 729,00 

 Sonderfahrzeuge:   

2.06 Wechselladefahrzeug ohne Kran 145,80 729,00 

2.07 Drehleiter DL(K) 18, DL(K) 25 170,00 850,00 

2.08 Drehleiter DL(K) 30, Teleskopmastbühne, Gelenkbühne 255,00 1.275,00 

2.09 
Gefährliche-Stoffe-Fahrzeug (GSF), Abrollbehälter Gefährliche Stoffe mit 
Wechselladefahrzeug, Abrollbehälter Dekontamination mit Wechselladerfahr-
zeug, Dekontaminationsanhänger mit LKW 

288,30 1.441,50 

2.10 
Öleinsatzfahrzeug, Abrollbehälter Öl mit Wechselladerfahrzeug, Rollcontainer 
OEF mit Transportfahrzeug 

264,20 1.321,00 

2.11 Atemschutzfahrzeug, Atemluftfahrzeug, Tauchfahrzeug 243,50 1.217,50 

2.12 Universallöschfahrzeug, Großtanklöschfahrzeug 210,20 1.051,00 

2.13 Rüstfahrzeug (ohne Kran), LKW mit Kran bis 100 kN Hubkraft 158,50 792,50 

2.14 
(Schweres) Rüstfahrzeug mit Kran (SRF-K), 
LKW oder WLF mit Kran >100 kN bis 300 kN Hubkraft 

193,00 965,00 

2.15 Kranfahrzeug (KF), LKW oder WLF mit Kran >300 kN Hubkraft  321,70 1.608,50 

2.16 Abrollbehälter mit Ladelift  47,10 235,50 

2.17 Abrollbehälter Mulde/Bergung 31,00 155,00 

2.18 Überwachungseinrichtung zu Abrollbehälter Mulde/Bergung 28,70 143,50 

2.19 Abrollbehälter Einsatzleitung, Versorgung, FMD, Sanitär 62,00 310,00 

2.20 Teleskoplader inkl. Anbaugeräte 113,70 568,50 

2.21 Anhänger bis 750 kg Nutzlast 18,30 91,50 

2.22 Anhänger >750 kg bis 3.500 kg Nutzlast 55,10 275,50 

2.23 LKW-Anhänger >3.500 kg Nutzlast 80,40 402,00 

2.24 Tunnellüfter 79,20 396,00 

2.25 Löschunterstützungsfahrzeug (LUF) inkl. Anhänger 114,90 574,50 

2.26 Drohne bis Klasse C2 45,90 229,50 

2.27 Drohne ab Klasse C3 60,80 304,00 

Anmerkungen:  

 
1 nur im hoheitlichen Bereich, insbesondere Brandsicherheitswachdienst auf behördlichen Auftrag (vgl. Gebührengruppe B, Ge-
bührenpositionen 12.02. und 12.03)  
2 zB Kostenersatz des Interessenten an die Gemeinde für die Teilnahme des Pflichtbereichskommandanten (oder des von ihm 
entsandten Feuerwehrmitglieds) an feuerpolizeilichen Überprüfungen gemäß Oö. Feuer- und Gefahrenpolizeigesetz  
3 bei Stundensätzen (Gebühr je Stunde) (erst) ab angefangener 5. Stunde bis zur vollendeten 12. Stunde  
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• Die Berechnung der Besatzung der Fahrzeuge erfolgt gesondert nach Punkt 1.  

• Hinsichtlich eingesetzter Geräte bzw. Ausrüstungsgegenstände wird auf § 4 Abs. 8 verwiesen.  

• Trägerfahrzeuge mit entsprechendem Container bzw. Sattelauflieger (zB Ölfahrzeug, Gefährliche-

Stoffe-Fahrzeug, Atemschutzfahrzeug) werden wie die Sonderfahrzeuge behandelt.  

• Hinsichtlich der Reinigung ist § 5 zu beachten.  

3 Löschgeräte, Schläuche und Zubehör, Leitern  

   

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz4 

3.01 
Einstellspritze, Kübelspritze, Feuerpatsche, tragbare Feuerlöscher (Lösch- und 
Treibmittel nach Tarif D) 

 9,10 

3.02 Trockenlöschgerät P 50 (Lösch- und Treibmittel nach Tarif D) 17,20 86,00 

3.03 Trockenlöschgerät TroLA 250 (Lösch- und Treibmittel nach Tarif D) 22,90 114,50 

3.04 Wasserführende Armaturen, Schläuche und Zubehör, je Stück  12,50 

3.05 Fahrbare Schiebleiter (nicht hydraulisch) 35,50 177,50 

3.06 Tragbare Schiebleiter, Steckleiter, Rettungsplattform 11,40 57,00 

4 Geräte mit motorischem Antrieb 
 

 

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. 
Pauschal-ge-

bühr5 

4.01 Handgeführte Elektro- bzw. Akkuwerkzeuge 22,90 114,50 

4.02 
Hochleistungslüfter - Turboventilator; Tauchpumpe <1.000 l/min; Wassersau-
ger; Motor-Kettensäge; Benzinmotor-Trennschleifer, Ölumfüllpumpe; Leicht-
schaumgerät; Hochdruckreiniger 

30,90 154,50 

4.03 
Tauchpumpe 1.000 l/min bis 2.000 l/min; Auspumpaggregat und Tragkraft-
spritze <1.000 l/min.; Stromerzeuger <5 kVA; Kompressor für Steinbohrgerät; 

41,20 206,00 

4.04 
Tauchpumpe >2.000 l/min; Auspumpaggregat und Tragkraftspritze 1.000 bis 
5.000 l/min; Stromerzeuger 5 bis 11,5 kVA;  

55,10 275,50 

4.05 Stromerzeuger >11,5 bis 20 kVA 67,70 338,50 

4.06 Stromerzeuger >20 kVA bis 50 kVA 80,40 402,00 

4.07 Stromerzeuger >50 kVA bis 150 kVA 92,90 464,50 

4.08 Stromerzeuger >150 kVA 117,10 585,50 

4.09 
Akku- / Hydraulischer Rettungssatz (einschließlich Hydraulikschere und -sprei-
zer), ohne Stromversorgung 

28,70 143,50 

4.10 Hochdrucklöschgeräte (zB UHPS) 37,80 189,00 

4.11 Auspumpaggregat >5.000 l/min 115,90 579,50 

Anmerkung: Bei Anwendung der Pauschalgebühren zu diesen Gebührenpositionen ist für Geräte mit 

Antrieb durch Verbrennungsmotoren der verbrauchte Treibstoff gemäß Gebührengruppe D gesondert 

zu verrechnen. 

5 Atemschutzgeräte  
   

Pos. Gegenstand EURO 

je Std. Tagessatz6 

5.01 Atemmaske (Filter nach Tarif D); Maske ohne Reinigung  18,30 

5.02 
Saugschlauchgerät; Druckschlauchgerät ohne Pressluftatmer (Maske hierzu 
jeweils ohne Reinigung) 

 34,40 

 
4 bei Stundensätzen (Gebühr je Stunde) (erst) ab angefangener 5. Stunde bis zur vollendeten 24. Stunde  
5 bei Stundensätzen (Gebühr je Stunde) (erst) ab angefangener 5. Stunde bis zur vollendeten 12. Stunde  
6 bei Stundensätzen (Gebühr je Stunde) (erst) ab angefangener 5. Stunde bis zur vollendeten 24. Stunde  
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5.03 
Pressluftatmer, komplett (ohne Pressluft), Sauerstoffschutzgerät (ohne Sauer-
stoff und Alkalipatrone); Wiederbelebungsgerät (Ambu, Orospirator uä.); 
Sauerstoffbehandlungsgerät (ohne Sauerstoff) 

29,70 148,50 

 Füllung je Pressluftflasche: je Stück:  

5.04 0,4 bis 0,6 l - 200 bar 3,40  

5.05 1 bis 2 l - 200 bar 4,50  

5.06 4 l - 200 bar 5,70  

5.07 7 l - 200 bar 10,30  

5.08 10 l - 200 bar 11,40  

5.09 12 l - 200 bar 12,50  

5.10 15 l - 200 bar 14,80  

5.11 6 bis 7 l - 300 bar 12,50  

5.12 50 l - 200 bar 47,00  

5.13 50 l - 300 bar 68,90  

Anmerkung: Die Berechnung der Mannschaft erfolgt nach Gebührenposition 1.01.  

6 Werkzeuge und sonstige Einsatzgeräte  
   

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz7 

6.01 Ab- und Aufseilgerät, Motorseilwinde  32,10 

6.02 Autogen-Schweiß- und Schneidegerät (ohne Gas) 17,20 86,00 

6.03 Feldkochherd (ohne Brennstoff)  47,10 

6.04 Flaschenzug, Greifzug komplett 17,20 86,00 

6.05 Kunststoffseil je 20 m  13,80 

6.06 Hebegerät (mechanisch, Handwinde)  16,00 

6.07 Hebekissen, Arbeitsdruck über 1 bar (Pressluft nach Verbrauch) 41,30 206,50 

6.08 
Hebekissen, Arbeitsdruck unter 1 bar (Pressluft nach Verbrauch), 
Kombinations-Hebekissen NT-Serie 

54,00 270,00 

6.09 Zelt bis 10 Personen  50,50 

6.10 Zelt über 10 Personen  70,00 

6.11 Wärmebildkamera 41,20 206,00 

6.12 Beleuchtungsgerät kabelgebunden 26,40 132,00 

6.13 Beleuchtungsgerät akkubetrieben 28,70 143,50 

6.14 Feldbett  6,90 

6.15 Sandsackfüllgerät manuell 26,40 132,00 

6.16 Sandsackfüllgerät mit Motorantrieb (Gelenkwelle) 40,20 201,00 

7 Persönliche Ausrüstung – Schutzbekleidung  
   

Pos. Gegenstand EURO 

je Std. Tagessatz8 

7.01 Hitzeschutzanzug 20,60 103,00 

7.02 Hitzeschutzhandschuhe oder Hitzeschutzhaube  27,50 

7.03 
Schutzbekleidung Schutzstufe 1:  
Brandschutzbekleidung, Einsatzbekleidung 

Reinigung nach Vorga-
ben 

7.04 

Schutzbekleidung Schutzstufe 2:  
Teilschutzbekleidung  
Leichter Kontaminationsschutz (nicht gasdicht) 
leichter Hitzeschutz (thermische Strahlung) 

41,20 
bzw. nach 

Aufwand 

206,00 

bzw. nach Auf-
wand 

7.05 
Schutzbekleidung Schutzstufe 3: 
Vollschutzbekleidung 
Schwerer Kontaminationsschutz (gasdicht) 

106,80 
bzw. nach 

Aufwand 

534,00 
bzw. nach Auf-

wand 

 
7 bei Stundensätzen (Gebühr je Stunde) (erst) ab angefangener 5. Stunde bis zur vollendeten 24. Stunde  
8 bei Stundensätzen (Gebühr je Stunde) (erst) ab angefangener 5. Stunde bis zur vollendeten 24. Stunde  
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Schwerer Hitzeschutz (Flammen) 

7.06 Schnittschutzhose, Wathose  28,70 

 

8 Wasserdienst   
    

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz9 

8.01 Anker, Ankerseil, Arbeitsleine  8,00 

8.02 Arbeitsboot 67,70 338,50 

8.03 Motorzille, Schlauchboot oder Kunststoffboot, jeweils mit Motor 41,20 206,00 

8.04 Feuerwehrrettungsboot 64,20 321,00 

8.05 Rettungsring, Ruder, Schubstange  8,00 

8.06 Schlauchboot oder Kunststoffboot, ohne Motor 16,00 80,00 

8.07 Rettungsweste 9,20 46,00 

8.08 Taucherausrüstung „nass“ komplett (exkl. Tauchgerät)  72,30 

8.09 Taucherausrüstung „trocken“ komplett (exkl. Tauchgerät)  119,40 

8.10 Feuerwehrzille (Holz, Kunststoff oder Alu) komplett 14,80 74,00 

8.11 Unterwasserkamera (ohne Boot) 80,40 402,00 

8.12 Unterwassersonar (ohne Boot) 64,30 321,50 

8.13 Unterwasserschneidegerät 47,00 235,00 

8.14 Eisretter 16,00 80,00 

8.15 Tauchgerät mit Rettungs- und Tarierweste 39,00 195,00 

8.16 Handgeführte Elektro- bzw. Akkuwerkzeuge für den Wasserdienst 26,40 132,00 

8.17 Hebeballon, Hebesack (offen oder geschlossen) inkl. Zubehör 54,00 270,00 

 

 

10 Heuwehrgeräte  
   

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz11 

10.01 Heumess-Sonde  14,80 

10.02 Heuwehrgerät komplett 27,50 137,50 

10.03 Heuschneider elektrisch 16,00 80,00 

 

11 Einsatzgeräte für gefährliche Stoffe  
   

Pos. Gegenstand EURO 

 
9 bei Stundensätzen (Gebühr je Stunde) (erst) ab angefangener 5. Stunde bis zur vollendeten 24. Stunde  
10 bei Stundensätzen (Gebühr je Stunde) (erst) ab angefangener 5. Stunde bis zur vollendeten 24. Stunde  
11 bei Stundensätzen (Gebühr je Stunde) (erst) ab angefangener 5. Stunde bis zur vollendeten 24. Stunde  

9 Kommunikationseinrichtungen 

 

   

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz10 

9.01 Handfunkgerät 16,00 80,00 

9.02 Kabelgebundenes Tauchertelefon 18,40 92,00 

9.03 Drahtloses Tauchertelefon 27,50 137,50 

9.04 Megafon (ohne Batteriekosten)  18,40 
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je Std. Tagessatz12 

11.01 Auffangbehälter 1000 l 14,80 74,00 

11.02 Auffangbehälter 2000 l 27,50 137,50 

11.03 Auffangbehälter 3000 l, faltbar mit Gerüst 37,80 189,00 

11.04 Auffangbehälter 5000 l, Kunststoff 37,80 189,00 

11.05 Auffangbehälter Edelstahl 300 l 14,80 74,00 

11.06 Edelstahlbehälter rund mit Deckel 40,20 201,00 

11.07 Eimer, Edelstahl 10 l  12,50 

11.08 Kanister 50 l  12,50 

11.09 Kunststoffwanne 50 l 7,90 39,50 

11.10 Kunststoffwanne 200 l 12,50 62,50 

11.11 Ölfass bis 200 l 7,90 39,50 

11.12 Behälter 220 l 12,50 62,50 

11.13 Falttank 3000-5000 l, im Packsack 37,80 189,00 

11.14 Falttank 3000-5000 l geschlossen, im Packsack 57,40 287,00 

11.15 Auffangrinne Edelstahl 4-teilig 10,30 51,50 

11.16 Auffangtrichter Edelstahl 40 x 40 10,30 51,50 

11.17 Kastenrinne Edelstahl 10,30 51,50 

11.18 Trichter, Edelstahl Durchmesser 250 mm  12,50 

11.19 Explosimeter, Gasspürgerät (Prüfröhrchen nach Tarif D)  53,90 

11.20 Alle übrigen Gasmessgeräte (je Gerät) 17,00 85,00 

11.21 Strahlenmessgerät 22,90 114,50 

11.22 B-Druckschlauch 20m antistatisch  25,20 

11.23 C-Druckschlauch 15m antistatisch  25,20 

11.24 PVC Saug- und Druckschlauch DN 50 (10m)  25,20 

11.25 Saug- und Druckschlauch säurefest DN 32 (10m)  47,00 

11.26 Ölsperren (je 10m)  153,90 

11.27 Dichtkissensatz 53,90 269,50 

11.28 Fasspumpe Flux, ex-geschützt, mit Zubehör 37,80 189,00 

11.29 Handmembranpumpe Edelstahl 24,00 120,00 

11.30 Handumfüllpumpe 20,60 103,00 

11.31 Säure-Tauchpumpe, ex-geschützt 60,80 304,00 

11.32 Schlauchquetschpumpe, ex-geschützte Umfüllpumpe 60,80 304,00 

11.33 Öl-Wassersauger, samt Zubehör 40,20 201,00 

11.34 Öl-Wasser-Trenngerät, Ölabsauggerät 60,80 304,00 

11.35 Ölabscheider mobil, Ölskimmer 60,80 304,00 

 

Gebührengruppe B 

Gebühren für pauschalierte Einsatzleistungen  

Pos. Gegenstand EURO 

  Pauschalgebühr 

12.01 Wohnungsöffnung 
nach Aufwand  

mind. jedoch 114,90 

12.02 
Brandsicherheitswachdienst bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen Ver-
anstaltungen, weniger als 3 Stunden, Pauschalgebühr für TLF (oder gleichwer-
tig), exkl. Mannschaft (nach Gebührenposition 1.02) 

 114,90 

12.03 
Brandsicherheitswachdienst bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen Ver-
anstaltungen, von 3 bis zu max. 12 Stunden, Pauschalgebühr für TLF (oder 
gleichwertig), exkl. Mannschaft (nach Gebührenposition 1.02) 

 266,50 

12.04 
Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug bis 2.000l, mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

nach Aufwand  
mind. jedoch 78,00 

12.05 
Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >2.000l bis 4.000l, mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

nach Aufwand  
mind. jedoch 105,60 

 
12 bei Stundensätzen (Gebühr je Stunde) (erst) ab angefangener 5. Stunde bis zur vollendeten 24. Stunde  
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12.06 
Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >4.000l bis 10.000l, mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

nach Aufwand  
mind. jedoch 137,80 

12.07 
Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >10.000l mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

nach Aufwand  
mind. jedoch 153,90 

12.08 
Aufzugs- oder Liftöffnung, bis zu max. 30 Minuten, 
darüber hinaus nach Aufwand 

nach Aufwand  
mind. jedoch 229,80 

Anmerkung zu Gebührenpositionen 12.01, 12.04 bis 12.08: vgl. auch § 2 Abs. 2 – Verrechnung nach 
Anlage I, Gebührengruppe A bei Mehraufwand (bei Gebührenposition 12.08 angenommen bei längerer 
Dauer = mehr als 30 Minuten).  
 

Gebührengruppe C  

Gebühr für Brandmeldeanlagen  

Pos. Gegenstand EURO 

   

13.01 Brandmelder-Fehl- oder Täuschungsalarm 
nach Aufwand  

mindestens jedoch 448,10 

 
Anmerkung: vgl. § 2 Abs. 3 – Verrechnung nach Anlage I, Gebührengruppe A bei Mehraufwand ent-
sprechend der alarmplanmäßigen Ausrückung  
 

Gebührengruppe D 

Gebühren für Sondereinsatzmittel und Verbrauchsgüter13  

Pos. Gegenstand EURO 

14.01 
Kraftstoffe, Öle, Reinigungsmittel  
zB Benzin, Gemisch, Dieselkraftstoff, Motoröl, Petroleum  

Die Berechnung er-

folgt zu den Tages-

preisen, bezogen auf 

den Einsatztag.14 
 

14.02 
Pölzmaterial,  
zB Gerüstklammer, Holz jeder Art  

14.03 
Atemschutzmaterial  
zB Alkalipatrone für Sauerstoffschutzgerät, Alkalipatrone für Tauchgerät, 
Atemfilter, Prüfröhrchen, Fluchthauben 

14.04 

Sonstiges Verbrauchsmaterial  
zB diverse Gase (zB Sauerstoff), Kohlensäure, Löschpulver, Netzmittel, Binde-
mittel jeder Art, Ölsaugmaterial (Sorbtücher, -watte, -netzsperre), Sägespäne, 
Torfmull, Pressluft, Sauerstoff - med. rein, Prüfröhrchen, Schaummittel, Stick-
stoff, Trennscheiben, Treibladung für Leinenschießgerät, Batterien usw.  

 

Gebührengruppe E 

Gebühren für Leistungen und Beistellungen Dritter 

Pos. Gegenstand EURO 

15.01 Personal  
nach konkretem Aufwand unter 
Berücksichtigung der Grunds-

ätze der Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit;  

die Berechnung erfolgt zu den 
Tagespreisen, bezogen auf 

den Einsatztag.15 

15.02 Fahrzeuge / Anhänger 

15.03 Werkzeuge / Ausrüstungsgegenstände  

 
13 Es handelt sich um eine demonstrative Aufzählung (vgl. § 6 Abs. 1 letzter Satz Oö. FWG 2015: „zB Schaummittel, Löschpulver, 
Löschgase, Atemfilter, Atemluft, Bindemittel für Chemikalien, Öl usw.“).  
14 Mangels Kenntnis der Tagespreise der konkret einzusetzenden Sondereinsatzmittel und Verbrauchsgüter im Vorhinein und 
folglich der dafür anfallenden Kosten können keine konkreten Gebührensätze angegeben werden.  
15 Mangels Kenntnis der konkret im Einzelfall einzusetzenden Fahrzeuge, Anhänger, Werkzeuge, Ausrüstungsgegenstände etc. 
im Vorhinein und folglich der dafür anfallenden Kosten können keine konkreten Gebührensätze angegeben werden.  
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Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
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20. Beschlussfassung Feuerwehr Tarifordnung  
 
Sachverhalt: 
 
 
Für die Verrechnung häufiger anfallender privatrechtlicher Leistungen hat der Oö. Landes-
Feuerwehrverband eine aktualisierte Muster-Feuerwehr-Tarifordnung mit neuen Richtsätzen 
erstellt.  
 
Hinsichtlich dieser Leistungen ist die Feuerwehr berechtigt, Rechnung zu legen. Damit diese 
für die jeweilige Gemeinde anwendbar sind, ist ein Beschluss des Gemeinderates erforderlich. 
 
Die neue Tarifordnung wurde allen Fraktionen übermittelt und zur Kenntnis gebracht.  
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wird einstimmig verzichtet. 
 
 
Beschluss: 
 
Der vorliegende Feuerwehr-Tarifordnung, welcher auf Grundlage der Vorlage des Landesfeu-
erwehrkommandos OÖ erstellt wurde, wird beschlossen! 
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Auf Grund des § 6 Abs. 5 letzter Satz des Oö. Feuerwehrgesetzes 2015 werden für häufiger 
anfallende Leistungen (s.g. nicht-hoheitliche Leistungen) Richtsätze gem. Beschluss der Oö. 
Landes-Feuerwehrleitung vom 18.11.2025 in Form der vorliegenden Feuerwehr-Tarifordnung 
2026 festgelegt. 
 

Allgemeine Bestimmungen 
 

(1) Diese Tarifordnung beinhaltet die Richtsätze (Tarife) für die Leistungen der oberösterrei-
chischen Freiwilligen Feuerwehren16 (im Folgenden kurz: Feuerwehr) gemäß § 2 Abs. 4 des 
Oö. Feuerwehrgesetzes 2015, LGBl. Nr. 104/2014. 
 

(2) In Anlage I, Tarif A bis C sind Tarife für Leistungen bzw. für die Beistellung von Personal, 
Geräten und Ausrüstungsgegenständen festgelegt.  
 

(3) In Anlage I, Tarif D sind die Tarife für Verbrauchsmaterialien (wie Bindemittel, Kraftstoffe, 
Löschmittel, Pölzmaterial, Reinigungsmittel etc.) festgelegt, die getrennt vorzuschreiben sind.  
 

(4) Die Feuerwehr kann sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben auch Dritter (in Form von Leis-
tungen und Beistellungen) bedienen. In Anlage I, Tarif E sind die Tarife für diese Leistungen 
bzw. Beistellungen (wie Personal, Fahrzeuge, Anhänger, Werkzeuge, etc.) festgelegt, die 
nach den Grundsätzen der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit und nach konkretem Aufwand 
vorzuschreiben sind.  
 

Berechnungsgrundsätze 
 

(1) Bei der Beistellung von Geräten und Ausrüstungsgegenständen ohne Bedienungspersonal 
der Feuerwehr ist für die Berechnung jener Zeitraum maßgebend, in welchem der Benützer - 
ohne Rücksicht auf die tatsächliche Benützungsdauer - die beigestellten Gegenstände inne-
hat. Die Berechnung erfolgt nach den in Anlage I, Tarif A enthaltenen Tarifsätzen. Die Beistel-
lung von fahrbaren Schiebleitern, Pressluftatmern, Sauerstoffschutzgeräten sowie von Gerä-
ten, die mit Verbrennungsmotoren oder E-Motoren (ausgenommen Tauchpumpen) angetrie-
ben werden - darunter fallen auch motorbetriebene Wasserfahrzeuge - darf nur mit Bedie-
nungsmannschaft erfolgen.  
 

(2) Der Tarif für eine Beistellung von Geräten/Ausrüstungsgegenständen ist mit dem halben 
Neuwert des beigestellten Gegenstandes nach oben begrenzt, wenn dieser in unbeschädig-
tem Zustand zurückgestellt wird.  
 

(3) Bei entgeltpflichtigen Einsatzleistungen oder sonstigen Arbeitsleistungen bzw. Beistellun-
gen mit Bedienungspersonal der Feuerwehr sind die Wegzeiten vom Standort der Feuerwehr 
zum Beistellungsort und zurück in die für die Berechnung maßgebende Zeit einzubeziehen; 
ebenso Wartezeiten und sonstige Unterbrechungen oder Behinderungen, die durch Verschul-
den des Entgeltpflichtigen bzw. ihm zurechenbaren Personen entstehen. 
 

(4) Bei Verrechnung nach Stundensatz ist der Tarif für die erste Stunde jeweils zur Gänze zu 
entrichten. Bei jeder weiteren angefangenen Stunde ist bei einer Dauer bis zu 30 Minuten der 
Tarif für den halben Stundensatz, darüber hinaus für den vollen Stundensatz zu entrichten. 
Sieht Anlage I, Tarif A neben den Stundensätzen auch eine Verrechnung nach Tagessätzen 
vor, so sind Einsatzleistungen bzw. Beistellungen bis zu vier Stunden nach den Stundensät-
zen, ab der angefangenen fünften Stunde jedoch nach dem Pauschaltarif (siehe Abs. 5) zu 
entrichten.  
 

(5) Die Pauschaltarife der Tarifposition der Anlage I, Tarif A, Punkt 2 u. 4 gelten für einmalige 
zusammenhängende Leistungen innerhalb eines Zeitraumes von 12 Stunden; für die übrigen 
Pauschalgebühren gilt ein Zeitraum von 24 Stunden. Bei Einsatzleistungen über den jeweili-
gen Tagessatz hinaus, erfolgt die Berechnung wie ab Beginn der Inanspruchnahme. Löst ein 
Feuerwehrfahrzeug ein anderes der gleichen Tarifposition ab, erfolgt die Verrechnung so, als 
ob das Fahrzeug durchgehend in Betrieb gewesen wäre.  
 

(6) Werden Geräte und Ausrüstungsgegenstände von einem zu verrechnenden Einsatzfahr-
zeug entnommen, hat keine weitere Verrechnung zu erfolgen, maßgebend ist der den ein- 

 
16 gemäß § 6 Abs. 5 Oö. FWG 2015 auch für Berufsfeuerwehren möglich  
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schlägigen Baurichtlinien entsprechende Beladeplan, der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ser Tarifordnung gültig ist. Ausgenommen davon sind Geräte nach Anlage I, Tarif A, Pos. 2.15 
und Verbrauchsmaterial Tarif D. Vom Feuerwehrfahrzeug zusätzlich mitgeführte Geräte und 
Ausrüstungsgegenstände sind jedoch nach Anlage I, Tarif A, zu verrechnen.  
 

(7) Werden Einsatzfahrzeuge und Anhänger lediglich bereitgestellt, d.h. diese kommen nicht 
zum Einsatz, sind 60 Prozent der vorgesehenen Tarife aus Anlage I, Tarif A, Punkt 2, zu ent-
richten (Bereitstellungsklausel).  
 

(8) Für den Zu- und Abtransport von beigestellten Geräten bzw. Ausrüstungsgegenständen ist 
der Tarif gemäß Anlage I, Tarif A, Punkt 2 zu entrichten, sofern nicht Abs. 6 anzuwenden ist.  
 

(9) Für Bedienungsmannschaften ist der Tarif gemäß Anlage I, Tarif A, Punkt 1 zu entrichten.  
 

(10) Die Tarife sind nur für jene Fahrzeuge, Geräte und Mannschaften zu entrichten, die für 
den Einsatz tatsächlich erforderlich waren. 
 

Reinigung und Wiederinstandsetzung 
 

(1) Für die Reinigung und Wiederinstandsetzung von Geräten und Ausrüstungsgegenständen 
einschließlich Schutzbekleidung nach besonderen Einsätzen, die über das normale Maß hin-
ausgeht (zB bei Einsätzen mit gefährlichen Stoffen oder bei technischen Hilfeleistungen mit 
besonderer Schmutzbelastung), ist für den Personalaufwand der Tarif gemäß Anlage I, Tarif 
A, Punkt 1, Pos. 1.01 sowie für aufgewendete Reinigungsmittel nach Tarif D zu entrichten.  
 

(2) Erweist sich eine Reinigung oder Wiederinstandsetzung als technisch unmöglich oder wirt-
schaftlich unrentabel, ist der Wiederbeschaffungswert zu entrichten. 
 

Sonstige Gebühren  
 

(1) Für eine in Anspruch genommene Leistung, die in Anlage I nicht explizit angeführt ist, ist 
ein Tarif unter Heranziehung einer vergleichbaren Leistung (insbesondere gleichwertiges 
Fahrzeug, ähnlicher Ausrüstungsgegenstand) zu entrichten.  
 

Rechnungslegung und Fälligkeit  
 

(1) Die Rechnungslegung erfolgt unmittelbar nach Abschluss der Leistungserbringung. Zah-
lungen sind innerhalb von 14 Tagen ab Rechnungslegung spesenfrei und ohne Abzug auf das 
in der Rechnung angeführte Konto zu leisten. Die Zurückhaltung von Zahlungen sind - egal 
aus welchen Gründen - unzulässig. Bei Überschreitung des Zahlungszieles gelten Verzugs-
zinsen in der Höhe von 3 % p.a. über dem jeweiligen Basiszinssatz als vereinbart. Im Falle der 
Säumnis ist der Leistungsempfänger verpflichtet, neben den Verzugszinsen auch die Interven-
tionskosten (Manipulations-, Anwalts- und Inkassokosten) zu ersetzen. 
 

(2) Gerichtsstand ist der Einsatzort der erbrachten Leistung. Es gilt mit der Auftragserteilung 
die inländische Gerichtsbarkeit als vereinbart und es ist österreichisches Recht anzuwenden. 
 

Umsatzsteuer 
 

Die nach dieser Tarifordnung ermittelten Kostensätze unterliegen gem. § 2 Abs. 3 UStG nicht 
der Umsatzsteuerpflicht. 
 

Inkrafttreten 
 

Diese Richtlinie tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Feuerwehr-Tarifordnung 2024, 
(Stand 12.06.2024) außer Kraft. 
 

Diese Tarifordnung wurde vom Gemeinderat der Gemeinde Reichraming in seiner Sitzung 
vom 15. _Dezember 2025 genehmigt! 
 

 
Bürgermeister 
ÖkR Michael Schwarzlmüller 



 

 

Anlage I 

Tarif A 

Tarif für die Beistellung von Mannschaften, Fahrzeugen, Geräten, Ausrüstungsgegenständen und 
Fernmeldeeinrichtungen: 
 

1 Mannschaft  

Pos. Gegenstand EURO 

1.01 Personalaufwand 
pro Person und Stunde 34,40 

1.02 Bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen Veranstaltungen 
pro Person und Stunde 34,40 

1.03 Kommissionsdienst von Mitgliedern der Feuerwehr (zB für feuerpolizeiliche 
Überprüfungen, vidieren von Brandschutzplänen usw.) 
pro Person und angefangener Viertelstunde 

lt. Rauchfangkehrer-
Höchsttarifverordnung; 

aktuell 18,30 

1.04 Sachverständigentätigkeit 
durch Kommandanten bzw. bestellten Vertreter, Beauftragte oder Organe 
des LFV (zB für Bauverhandlungen, Bauplatzerklärungen und dgl.) 
pro Person und Stunde 

112,50 

2 Fahrzeuge und Anhänger  

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. 
Pauschaltarif 

5-12 Std. 

2.01 Fahrzeuge bis 3,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 67,70 338,50 

2.02 Fahrzeuge >3,5 bis 5,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 96,50 482,50 

2.03 Fahrzeuge >5,5 bis 7,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 113,70 568,50 

2.04 Fahrzeuge >7,5 bis 16 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 129,80 649,00 

2.05 Fahrzeuge >16 bis 18 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 145,80 729,00 

 
Sonderfahrzeuge: 

  

2.06 Wechselladefahrzeug ohne Kran 145,80 729,00 

2.07 Drehleiter DL(K) 18, DL(K) 25 170,00 850,00 

2.08 Drehleiter DL(K) 30, Teleskopmastbühne, Gelenkbühne 255,00 1.275,00 

2.09 Gefährliche-Stoffe-Fahrzeug (GSF), Abrollbehälter Gefährliche Stoffe mit 
Wechselladefahrzeug, Abrollbehälter Dekontamination mit Wechsellader-
fahrzeug, Dekontaminationsanhänger mit LKW 

288,30 1.441,50 

2.10 Öleinsatzfahrzeug, Abrollbehälter Öl mit Wechselladerfahrzeug, Rollcontai-
ner OEF mit Transportfahrzeug 

264,20 1.321,00 

2.11 Atemschutzfahrzeug, Atemluftfahrzeug, Tauchfahrzeug 243,50 1.217,50 

2.12 Universallöschfahrzeug, Großtanklöschfahrzeug 210,20 1.051,00 

2.13 Rüstfahrzeug (ohne Kran), LKW mit Kran bis 100 kN Hubkraft 158,50 792,50 

2.14 (Schweres) Rüstfahrzeug mit Kran (SRF-K), 
LKW oder WLF mit Kran >100 kN bis 300 kN Hubkraft 

193,00 965,00 

2.15 Kranfahrzeug (KF), LKW oder WLF mit Kran >300 kN Hubkraft  321,70 1.608,50 

2.16 Abrollbehälter mit Ladelift  47,10 235,50 

2.17 Abrollbehälter Mulde/Bergung 31,00 155,00 

2.18 Überwachungseinrichtung zu Abrollbehälter Mulde/Bergung 28,70 143,50 

2.19 Abrollbehälter Einsatzleitung, Versorgung, FMD, Sanitär 62,00 310,00 

2.20 Teleskoplader inkl. Anbaugeräte 113,70 568,50 

2.21 Anhänger bis 750 kg Nutzlast 18,30 91,50 

2.22 Anhänger >750 kg bis 3.500 kg Nutzlast 55,10 275,50 

2.23 LKW-Anhänger >3.500 kg Nutzlast 80,40 402,00 

2.24 Tunnellüfter 79,20 396,00 

2.25 Löschunterstützungsfahrzeug (LUF) inkl. Anhänger 114,90 574,50 

2.26 Drohne bis Klasse C2 45,90 229,50 

2.27 Drohne ab Klasse C3 60,80 304,00 

 



 

 

3 Löschgeräte, Schläuche und Zubehör, Leitern  

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. 
Tagessatz 
(5-24 Std.) 

3.01 Einstellspritze, Kübelspritze, Feuerpatsche, tragbare Feuerlöscher (Lösch- 
und Treibmittel nach Tarif D) 

 9,10 

3.02 Trockenlöschgerät P 50 (Lösch- und Treibmittel nach Tarif D) 
17,20 86,00 

3.03 Trockenlöschgerät TroLA 250 (Lösch- und Treibmittel nach Tarif D) 
22,90 114,50 

3.04 Wasserführende Armaturen, Schläuche und Zubehör, je Stück 
 12,50 

3.05 Fahrbare Schiebleiter (nicht hydraulisch) 35,50 177,50 

3.06 Tragbare Schiebleiter, Steckleiter, Rettungsplattform 11,40 57,00 

 

4 Geräte mit motorischem Antrieb  

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. 
Pauschaltarif 

5-12 Std. 

4.01 Handgeführte Elektro- bzw. Akkuwerkzeuge 22,90 114,50 

4.02 Hochleistungslüfter - Turboventilator; Tauchpumpe <1.000 l/min; Wasser-
sauger; Motor-Kettensäge; Benzinmotor-Trennschleifer, Ölumfüllpumpe; 
Leichtschaumgerät; Hochdruckreiniger 

30,90 154,50 

4.03 Tauchpumpe 1.000 l/min bis 2.000 l/min; Auspumpaggregat und Tragkraft-
spritze <1.000 l/min.; Stromerzeuger <5 kVA; Kompressor für Steinbohrge-
rät; 

41,20 206,00 

4.04 Tauchpumpe >2.000 l/min; Auspumpaggregat und Tragkraftspritze 1.000 
bis 5.000 l/min; Stromerzeuger 5 bis 11,5 kVA;  55,10 275,50 

4.05 Stromerzeuger >11,5 bis 20 kVA 67,70 338,50 

4.06 Stromerzeuger >20 kVA bis 50 kVA 80,40 402,00 

4.07 Stromerzeuger >50 kVA bis 150 kVA 92,90 464,50 

4.08 Stromerzeuger >150 kVA 117,10 585,50 

4.09 Akku- / Hydraulischer Rettungssatz (einschließlich Hydraulikschere und -
spreizer), ohne Stromversorgung 

28,70 143,50 

4.10 Hochdrucklöschgeräte (zB UHPS) 37,80 189,00 

4.11 Auspumpaggregat >5.000 l/min 115,90 579,50 

 
Anmerkung:  

Eine Bereitstellung von Geräten, die mit Verbrennungsmotoren oder E-Motoren (ausgenommen Tauchpum-

pen) angetrieben werden, ohne Bedienungsmannschaft ist verboten (vgl. § 2 Abs. 1).  

Bei Anwendung der Tagessätze zu diesen Tarifpositionen ist für Geräte mit Antrieb durch Verbrennungsmo-

toren der verbrauchte Treibstoff gemäß Tarif D gesondert zu verrechnen.  
 

5 Atemschutzgeräte  
   

Pos. Gegenstand EURO 

je Std. Tagessatz 
(5-24 Std.) 

5.01 Atemmaske (Filter nach Tarif D); Maske ohne Reinigung  18,30 

5.02 Saugschlauchgerät; Druckschlauchgerät ohne Pressluftatmer (Maske hierzu 
jeweils ohne Reinigung) 

 34,40 



 

 

5.03 Pressluftatmer, komplett (ohne Pressluft), Sauerstoffschutzgerät (ohne Sau-
erstoff und Alkalipatrone); Wiederbelebungsgerät (Ambu, Orospirator uä.); 
Sauerstoffbehandlungsgerät (ohne Sauerstoff) 

29,70 148,50 

 Füllung je Pressluftflasche: je Stück:  

5.04 0,4 bis 0,6 l - 200 bar 3,40  

5.05 1 bis 2 l - 200 bar 4,50  

5.06 4 l - 200 bar 5,70  

5.07 7 l - 200 bar 10,30  

5.08 10 l - 200 bar 11,40  

5.09 12 l - 200 bar 12,50  

5.10 15 l - 200 bar 14,80  

5.11 6 bis 7 l - 300 bar 12,50  

5.12 50 l - 200 bar 47,00  

5.13 50 l - 300 bar 68,90  

 
Anmerkungen: Eine Bereitstellung von Pressluftatmern und Sauerstoffschutzgeräten ohne Bedienungsmannschaft 
ist verboten (vgl. § 2 Abs. 1). 
 

6 Werkzeuge u. sonstige Einsatzgeräte  
   

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. 
Tagessatz 
(5-24 Std.) 

6.01 Ab- und Aufseilgerät, Motorseilwinde  32,10 

6.02 Autogen-Schweiß- und Schneidegerät (ohne Gas) 17,20 86,00 

6.03 Feldkochherd (ohne Brennstoff)  47,10 

6.04 Flaschenzug, Greifzug komplett 17,20 86,00 

6.05 Kunststoffseil je 20 m  13,80 

6.06 Hebegerät (mechanisch, Handwinde)  16,00 

6.07 Hebekissen, Arbeitsdruck über 1 bar (Pressluft nach Verbrauch) 41,30 206,50 

6.08 Hebekissen, Arbeitsdruck unter 1 bar (Pressluft nach Verbrauch), 
Kombinations-Hebekissen NT-Serie 

54,00 270,00 

6.09 Zelt bis 10 Personen  50,50 

6.10 Zelt über 10 Personen  70,00 

6.11 Wärmebildkamera 41,20 206,00 

6.12 Beleuchtungsgerät kabelgebunden 26,40 132,00 

6.13 Beleuchtungsgerät akkubetrieben 28,70 143,50 

6.14 Feldbett  6,90 

6.15 Sandsackfüllgerät manuell 26,40 132,00 

6.16 Sandsackfüllgerät mit Motorantrieb (Gelenkwelle) 40,20 201,00 

 

7 Persönliche Ausrüstung – Schutzbekleidung  

Pos. Gegenstand EURO 

je Std. Tagessatz 
(5-24 Std.) 

7.01 Hitzeschutzanzug 20,60 103,00 

7.02 Hitzeschutzhandschuhe oder Hitzeschutzhaube  27,50 

7.03 Schutzbekleidung Schutzstufe 1:  
Brandschutzbekleidung, Einsatzbekleidung 

Reinigung nach Vorga-
ben 

7.04 Schutzbekleidung Schutzstufe 2:  
Teilschutzbekleidung  
Leichter Kontaminationsschutz (nicht gasdicht) 
leichter Hitzeschutz (thermische Strahlung) 

41,20 
bzw. nach 

Aufwand 

206,00 
bzw. nach 

Aufwand 

7.05 Schutzbekleidung Schutzstufe 3: 
Vollschutzbekleidung 
Schwerer Kontaminationsschutz (gasdicht) 
Schwerer Hitzeschutz (Flammen) 

106,80 
bzw. nach 

Aufwand 

534,00 
bzw. nach 

Aufwand 

7.06 Schnittschutzhose, Wathose  28,70 



 

 

8 Wasserdienst   
    

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. 
Tagessatz 
(5-24 Std.) 

8.01 Anker, Ankerseil, Arbeitsleine  8,00 

8.02 Arbeitsboot 67,70 338,50 

8.03 Motorzille, Schlauchboot oder Kunststoffboot, jeweils mit Motor 41,20 206,00 

8.04 Feuerwehrrettungsboot 64,20 321,00 

8.05 Rettungsring, Ruder, Schubstange  8,00 

8.06 Schlauchboot oder Kunststoffboot, ohne Motor 16,00 80,00 

8.07 Rettungsweste 9,20 46,00 

8.08 Taucherausrüstung „nass“ komplett (exkl. Tauchgerät)  72,30 

8.09 Taucherausrüstung „trocken“ komplett (exkl. Tauchgerät)  119,40 

8.10 Feuerwehrzille (Holz, Kunststoff oder Alu) komplett 14,80 74,00 

8.11 Unterwasserkamera (ohne Boot) 80,40 402,00 

8.12 Unterwassersonar (ohne Boot) 64,30 321,50 

8.13 Unterwasserschneidegerät 47,00 235,00 

8.14 Eisretter 16,00 80,00 

8.15 Tauchgerät mit Rettungs- und Tarierweste 39,00 195,00 

8.16 Handgeführte Elektro- bzw. Akkuwerkzeuge für den Wasserdienst 26,40 132,00 

8.17 Hebeballon, Hebesack (offen oder geschlossen) inkl. Zubehör 54,00 270,00 

 

 

 

10 Heuwehrgeräte 

 

Pos. 
Gegenstand 

 EURO 

  je Std. 
Tagessatz 
(5-24 Std.) 

10.01 Heumess-Sonde  14,80 

10.02 Heuwehrgerät komplett 27,50 137,50 

10.03 Heuschneider elektrisch 16,00 80,00 

 

11 Einsatzgeräte für gefährliche Stoffe  

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz 
(5-24 Std.) 

11.01 Auffangbehälter 1000 l 14,80 74,00 

11.02 Auffangbehälter 2000 l 27,50 137,50 

11.03 Auffangbehälter 3000 l, faltbar mit Gerüst 37,80 189,00 

11.04 Auffangbehälter 5000 l, Kunststoff 37,80 189,00 

9 Kommunikationseinrichtungen 

 

   

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. 
Tagessatz 
(5-24 Std.) 

9.01 Handfunkgerät 16,00 80,00 

9.02 Kabelgebundenes Tauchertelefon 18,40 92,00 

9.03 Drahtloses Tauchertelefon 27,50 137,50 

9.04 Megafon (ohne Batteriekosten)  18,40 



 

 

11.05 Auffangbehälter Edelstahl 300 l 14,80 74,00 

11.06 Edelstahlbehälter rund mit Deckel 40,20 201,00 

11.07 Eimer, Edelstahl 10 l  12,50 

11.08 Kanister 50 l  12,50 

11.09 Kunststoffwanne 50 l 7,90 39,50 

11.10 Kunststoffwanne 200 l 12,50 62,50 

11.11 Ölfass bis 200 l 7,90 39,50 

11.12 Behälter 220 l 12,50 62,50 

11.13 Falttank 3000-5000 l, im Packsack 37,80 189,00 

11.14 Falttank 3000-5000 l geschlossen, im Packsack 57,40 287,00 

11.15 Auffangrinne Edelstahl 4-teilig 10,30 51,50 

11.16 Auffangtrichter Edelstahl 40 x 40 10,30 51,50 

11.17 Kastenrinne Edelstahl 10,30 51,50 

11.18 Trichter, Edelstahl Durchmesser 250 mm  12,50 

11.19 Explosimeter, Gasspürgerät (Prüfröhrchen nach Tarif D)  53,90 

11.20 Alle übrigen Gasmessgeräte (je Gerät) 17,00 85,00 

11.21 Strahlenmessgerät 22,90 114,50 

11.22 B-Druckschlauch 20m antistatisch  25,20 

11.23 C-Druckschlauch 15m antistatisch  25,20 

11.24 PVC Saug- und Druckschlauch DN 50 (10m)  25,20 

11.25 Saug- und Druckschlauch säurefest DN 32 (10m)  47,00 

11.26 Ölsperren (je 10m)  153,90 

11.27 Dichtkissensatz 53,90 269,50 

11.28 Fasspumpe Flux, ex-geschützt, mit Zubehör 37,80 189,00 

11.29 Handmembranpumpe Edelstahl 24,00 120,00 

11.30 Handumfüllpumpe 20,60 103,00 

11.31 Säure-Tauchpumpe, ex-geschützt 60,80 304,00 

11.32 Schlauchquetschpumpe, ex-geschützte Umfüllpumpe 60,80 304,00 

11.33 Öl-Wassersauger, samt Zubehör 40,20 201,00 

11.34 Öl-Wasser-Trenngerät, Ölabsauggerät 60,80 304,00 

11.35 Ölabscheider mobil, Ölskimmer 60,80 304,00 

 
 

 Tarif B  

Tarif für pauschalierte Einsatzleistungen  

Pos. Gegenstand EURO Pauschaltarif 

12.01 Wohnungsöffnung Nach Aufwand 
mind. 114,90 

12.02 Brandsicherheitswachdienst bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen 
Veranstaltungen, weniger als 3 Stunden, Pauschalgebühr für TLF (oder 
gleichw.), exkl. Mannschaft (nach Pos. 1.02) 

114,90 

12.03 Brandsicherheitswachdienst bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen 
Veranstaltungen, von 3 bis zu max. 12 Stunden, Pauschalgebühr für TLF 
(oder gleichw.), exkl. Mannschaft (nach Pos. 1.02) 

266,5 

12.04 Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug bis 2.000l, mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

78,00 
bzw. nach Aufwand 

12.05 Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >2.000l bis 4.000l, mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

105,60 
bzw. nach Aufwand 

12.06 Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >4.000l bis 10.000l, mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

137,80 
bzw. nach Aufwand 

12.07 Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >10.000l mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

153,90 
bzw. nach Aufwand 

12.08 Aufzugs- oder Liftöffnung, bis zu max. 30 Minuten, 
darüber hinaus nach Aufwand 

229,80 
bzw. nach Aufwand 

 

 Tarif C  

Tarif für Brandmeldeanlagen  



 

 

Pos. Gegenstand EURO 

13.01 Anschluss Brandmeldeanlage: Vollanschluss 
(mittels Übertragungssystem ÖNORM EN 54-21, Typ 1) 

je Monat 75,60 

13.02 Anschluss Brandmeldeanlage: Bei Weiterleitung des Alarms mittels digita-
lem oder analogem Telefon-Wählgerät, je Telefon-Wählgerät 
(mittels Übertragungssystem ÖNORM EN 54-21, Typ 2)  

je Monat 37,80 

13.03 Dauerhafte Aktivierung- oder Deaktivierung eines Anschlusses einer Brand-
meldeanlage, je Fall 

63,20 

13.04 Brandmelder-Fehl- und Täuschungsalarm Berechnung erfolgt nach 
Aufwand, 

mind. jedoch 448,10 

 

Tarif D 

Tarif für Verbrauchsmaterialien (Aufzählung demonstrativ) 

Pos. Gegenstand EURO 

14.01 Kraftstoffe, Öle, Reinigungsmittel  
(zB Benzin, Gemisch, Dieselkraftstoff, Motoröl, Petroleum) 

Die Berechnung erfolgt 
zu den Tagespreisen, 
bezogen auf den Ein-

satztag. 

14.02 Pölzmaterial  
(zB Gerüstklammer, Holz jeder Art) 

14.03 Atemschutzmaterial  
(zB Alkalipatrone für Sauerstoffschutzgerät, Alkalipatrone für Tauchgerät, 
Atemfilter, Prüfröhrchen, Fluchthauben) 

14.04 Sonstiges Verbrauchsmaterial 
(zB diverse Gase (zB Sauerstoff), Kohlensäure, Löschpulver, Netzmittel, Bin-
demittel jeder Art, Ölsaugmaterial (Sorbtücher, -watte, -netzsperre), Säge-
späne, Torfmull, Pressluft, Sauerstoff - med. rein, Prüfröhrchen, Schaummit-
tel, Stickstoff, Trennscheiben, Treibladung für Leinenschießgerät, Batterien 
usw.) 

 

Tarif E 

Leistungen und Beistellungen Dritter 

Pos. Gegenstand EURO 

15.01 Personal  Die Berechnung erfolgt zu den Tages-
preisen, bezogen auf den Einsatztag 
sowie nach konkretem Aufwand und 

unter Berücksichtigung der Grundsätze 
der Notwendigkeit und Zweckmäßig-

keit. 

15.02 Fahrzeuge / Anhänger 

15.03 Werkzeuge / Ausrüstungsgegenstände  

 

 
 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
 
  



 

 

21.) Allfälliges 
 
 
a)  Europäische Mobilitätswoche - Radlsonntag 

 
 

b) Weihnachtsgrüße Bürgermeister 
 
 

 

 


